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Neue Formen der Zusammenarbeit zwischen 
öffentlich geförderter Wissenschaft und 
privater Wirtschaft werden für Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen angesichts 
knapper Budgets zunehmend attraktiv. Die 
entstehende Autonomie von Hochschulen 
und außeruniversitären Instituten schafft 
neue Spielräume zur Umsetzung von Public 
Private Partnerships (PPP): Wie können beim 
Management von Liegenschaften, beim 
Facility Management, bei Neu- oder Umbau-
projekten sowie Instandhaltungen gemein-
same Interessen von Wissenschaft und 
Wirtschaft defi niert werden, um zu einem 
beiderseitigen Vorteil zu gelangen?

Public Private Partnership
Bau und Betrieb von Einrichtungen 

der Wissenschaft



i.volution
Die Evolution der Immobilie

. . .  mit  gezie l ten Lösungen und umfassenden
Leistungen für nachhalt ige Wirtschaft l ichkeit .
Entwicklung. Planung. Bau. Betrieb. Revitalisierung.
In welchem Lebensabschnitt befindet sich Ihre
Immobilie? i.volution – Erfahrung und Kompetenz

für dauerhaften Erfolg. i.volution – ein Angebot
der Bilfinger Berger Gruppe.

Hotl ine: 0800 / 12345 90
www.i.volut ion.bi l f ingerberger.de

Wir begleiten jede Phase im Lebenszyklus Ihrer Immobilie ...

I.volution_anzeige_A4  29.09.2005  15:56 Uhr  Seite 1



 Editorial special  1

EDITORIAL

Hirngespinst oder  
echte Alternative?

Public Private Partnership (PPP) hat sich als Teilelement des New Public 
Management geradezu als Zauberwort für eine neue Finanzierung bei Bau, 
Sanierung und Betrieb von Einrichtungen der Wissenschaft und darüber  
hinaus erwiesen. Verständlich: Fast jede Wissenschaftseinrichtung hat  
einen Neubau- und insbesondere einen Sanierungsstau, der überall im  
dreistelligen Millionenbereich liegt. Die öffentlichen Haushalte geben dies  
in absehbarer Zeit nicht her, also müssen Alternativen intensiv geprüft  
werden. Der Ansatzpunkt von PPP ist insofern richtig, als Bau und Sa-
nierung regelmäßig auch mit der betrieblichen Verantwortung eines  

privaten Partners verknüpft werden sollen, weil dadurch Einsparungspotenziale insbesondere in  
der Betriebsphase freigesetzt werden können. 

Der gemeinsame Thementag „Public Private Partnership bei Bau und Betrieb von Einrichtungen der 
Wissenschaft“ des Zentrums für Wissenschaftsmanagement und der Arbeitsgruppe Fortbildung im 
Sprecherkreis der Kanzler Anfang Juni 2005 hat eine breite Diskussion ausgelöst. Das vorliegende 
Special der Zeitschrift Wissenschaftsmanagement dokumentiert die Inhalte dieser Konferenz.  
Es ergänzt zudem einen ersten Diskussionszyklus aus dem Jahre 2000. Vor gut fünf Jahren wurde  
in drei Workshops in Kooperation mit dem Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft die Taug-
lichkeit von PPP-Strukturen für Bildung, Wissenschaft und Forschung behandelt und ebenfalls in  
Specials veröffentlicht. Die jetzige Aufbereitung bringt somit nicht nur die Mannheimer Referenten 
noch einmal zusammen, sondern öffnet gleichzeitig das Tor für einen künftigen Dialog. Es ist nämlich 
wichtig, zu einer vorurteilsfreien, sachgerechten Bewertung hinsichtlich der Leistungsfähigkeit von 
PPPs zu gelangen. Dabei wird es nicht zu abstrakten Regellösungen kommen. Vorrangiges Ziel sollte 
jedoch immer sein, jedes einzelne Projekt sorgfältig daraufhin zu überprüfen, ob es „PPP-fähig“ ist. 

Neubau und Sanierung von Hochschulen erfordert und ermöglicht die Inanspruchnahme des  
Hochschulbauförderungsgesetzes (HBFG). Dessen komplizierte Verfahren und Abläufe machen die  
Anwendung von PPP-Instrumenten fast unmöglich. Sollte es im Zuge der neuerlichen Föderalis- 
mus-Diskussion bei der Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau bleiben (was zu begrüßen wäre),  
müsste das HBFG „PPP-fähig“ gemacht werden. 

Hanns H. Seidler
Kanzler der TU Darmstadt
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AUSGANGSLAGE

Funktionale Privatisierung
Investitionsvolumen von Public Private Partnerships (PPP) insgesamt auf sieben Milliarden Euro geschätzt –  
in Hochschule und Forschung noch wenig verbreitet

„Der Finanzbedarf im Hochschulbau ist eben-
so unabweisbar wie auch für jedermann sicht-
bar. Allerdings ist äußerst fraglich, ob über-
haupt neue große Vorhaben realisiert und 
bereits laufende Vorhaben zeitnah abgeschlos-
sen werden“, so Karl Max Einhäupl, Vorsit-
zender des Wissenschaftsrats, aus Anlass der 
Empfehlungen zum 35. Rahmenplan für den 
Hochschulbau. Erstmals besteht eine Lücke 
von über einer Milliarde Euro zwischen den 
für 2006 zur Verfügung stehenden Mitteln und 
dem vom Wissenschaftsrat geschätzten Mo-
dernisierungsbedarf an den Hochschulen.

Vor diesem Hintergrund geraten alternative Fi-
nanzierungsmöglichkeiten verstärkt ins Blick-
feld. Dabei werden auch Renovierungs- und 
Bauvorhaben gemeinsam mit Wirtschafts-
unternehmen in Public Private Partnerships 

Prominentes Beispiel für eine PPP im Verkehrsbereich ist die Einrichtung eines Mautsystems für LKWs 
durch die Firma Toll Collect. Das Bild zeigt Videokameras auf der A 555. Um die Gebührenentrichtung zu 
überprüfen, sollen die Kennzeichen durchfahrender LKWs mit den Daten im Zentralrechner abgeglichen 
werden.

Schimmel an den Wänden, undichte Flach-
dächer, veraltete Labore – der Sanierungs-
stau in Hochschulen und Forschungsein-
richtungen sowie anderen öffentlichen 
Gebäuden ist enorm. Da Bund, Länder und 
Kommunen die Ausgabenlast nicht alleine 
bewältigen können, suchen sie sich in ver-
stärktem Maße Partner in der Wirtschaft. In 
Public Private Partnerships engagieren sich 
öffentliche Verwaltungen und Unternehmen 
gemeinsam in Infrastrukturmaßnahmen. 
Dabei übernimmt der private Partner einen 
Teil der Kosten, um diese später, beispiels-
weise durch den Betrieb der entsprechen-
den Anlage, wieder zu erwirtschaften. 

in Erwägung gezogen. Während Städte und Ge-
meinden schon seit Jahren mit diesem Ko-
operationsmodell arbeiten, gibt es im Hoch-
schul- und Wissenschaftsbereich gegenwärtig 
nur relativ vereinzelte Projekte. Um hier ei-
nen Überblick zu gewinnen und um die not-
wendigen Rahmenbedingungen zu klären, hat 
das Hochschul-Informations-System (HIS), 
Hannover, im August 2005 eine vom Bun-
desministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) geförderte Studie gestartet. Deutsch-
landweit werden dabei Daten zu PPP-Projek-
ten im Bau von Hochschulen und außeruni-
versitären Forschungseinrichtungen erhoben. 
Anvisiertes Projektende ist Sommer 2006.

PPP lässt sich als eine Form der funktiona-
len Privatisierung verstehen. So kann sich 
eine Baufirma beispielsweise an der Finan-
zierung eines Neubaus beteiligen, den die öf-
fentliche Hand zur Erfüllung ihrer staatlichen 
Aufgaben benötigt. Über mehrere Jahrzehn-
te hinweg abgeschlossene Verträge über Be-
trieb und Instandhaltung des Gebäudes ermög-
lichen dann dem Unternehmen nicht nur die 
anfängliche Investition, sondern auch einen Ge-
winn zu erwirtschaften. Dahinter steht der Ge-
danke, dass ein Unternehmer, der langfristig 
für ein Gebäude verantwortlich ist, von vorn-
herein effizienter planen wird. So wird er bei-
spielsweise energiesparende Maßnahmen, die 
zunächst teurer erscheinen, sich aber auf lan-
ge Sicht rentieren, eher umsetzen als ein Bau-
herr, der unter Sparzwang steht und deswe-
gen nur auf die unmittelbaren Ausgaben achten 
kann. Auch die Bewirtschaftung lässt sich un-
ter Umständen durch Private kostengünsti-
ger gestalten, da sie flexibler sind als öffentli-
che Arbeitgeber. Nicht zuletzt wird im eigenen 
Interesse auf die Instandhaltung geachtet und 
notwendige Reparaturen rechtzeitig ausgeführt.
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Für die Vertragsgestaltung gibt es verschiedene 
Ansätze. Im Betreibermodell fungiert ein Unter-
nehmen als Bauherr und ist auch für den spä-
teren Betrieb verantwortlich. Das heißt, der pri-
vate Partner trägt zunächst das wirtschaftliche 
Risiko und finanziert sich langfristig über Ge-
bühren, die ihm vom Nutzer entrichtet werden. 
Ein Beispiel hierfür wäre die Warnow-Querung: 
ein Tunnel von circa 800 Meter Länge, der un-
ter dem Fluss Warnow bei Rostock hindurch-
führt. Ziel dieser Infrastrukturmaßnahme war 
es, Lastwagen an der Innenstadt vorbeizuleiten 
und so Verkehrsstaus aufzulösen. Der Tunnel 
wurde von einer privaten Betreibergesellschaft 
finanziert, die ihre Kosten durch eine Maut de-
cken wollte. Da der Tunnel allerdings statt der 
kalkulierten 20.000 pro Tag nur 7.500 Durch-
fahrten zu verzeichnen hat, gilt er bislang als 
Flop. Die Ursache liegt offenbar in mangeln-
der Absprache mit den Städteplanern, die zur 
gleichen Zeit eine neue Autobahn gebaut ha-
ben, auf der keine Maut fällig wird. „Das Bei-
spiel Warnow-Tunnel, bei dem der private Part-
ner jetzt auf Kosten sitzen bleibt, zeigt eines 
der zentralen Probleme von PPPs“ meint Bus-
so Grabow, Projektleiter PPP am Deutschen Ins-
titut für Urbanistik (DIFU), Berlin, „nämlich die 
Frage: Wer trägt für was das Risiko? Was pas-
siert, wenn sich die Situation anders entwickelt 
als gedacht, wenn Mauteinnahmen zu gering 
ausfallen oder wenn sich bei einer Schule die 
Schülerzahl anders entwickelt als angenom-
men. Hier liegt ein gewisses Konfliktpotenzial“.

Eine andere Variante ist das Betriebsführungs-
modell. Hier bleibt die öffentliche Hand Ei-
gentümerin des Gebäudes und überlässt Be-
trieb und Verwaltung einem Unternehmen, 
das alle entsprechenden Aufgaben gegen eine 
festgelegte Summe übernimmt und koordi-
niert. In einem dritten Modell wird von öffentli-
cher Hand und privatem Partner ein gemischt-
wirtschaftliches Unternehmen gegründet, 
dessen Aufgabe in der Durchführung eines 
bestimmten Projektes besteht. Hier ist die Fi-
nanzierung in der Form denkbar, dass ge-
meinsam ein Kredit aufgenommen wird.

PPP-Projekte sind in Deutschland inzwischen 
weit verbreitet. Ob Schwimmbäder, Sportzent-
ren oder Straßen: Einer aktuellen Studie zufol-

ge, die das DIFU im Auftrag der PPP Task Force 
im Bundesministerium für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen (BMVBW) erstellt hat, haben 
bereits knapp ein Viertel der Kommunen ent-
sprechende Projekte durchgeführt oder befin-
den sich im Planungsstadium. Mit PPP sind in 
diesem Fall projektbezogene Infrastrukturmaß-
nahmen gemeint im Unterschied zu institutio-
nellen Public Private Partnerships. Bei letzteren 
handelt es sich um Unternehmen mit Dauerauf-
gaben, die sowohl öffentliche als auch private 
Gesellschafter haben, wie beispielsweise Stadt-
werke. Hochgerechnet befinden sich zurzeit 
etwa 300 PPP-Projekte im engeren Sinne teils 
in Umsetzung, teils noch in der Vorbereitungs-
phase. Das Investitionsvolumen der kommuna-
len Projekte liegt bei etwa drei Milliarden Euro; 
die Gesamtsumme aller PPPs von Bund, Län-
dern und Gemeinden wird auf sieben Milliarden 
Euro geschätzt. Insgesamt ist in den Jahren 
2004 und 2005 gegenüber den Jahren davor 
eine starke Zunahme in diesem Bereich zu ver-
zeichnen. Als Motiv für ihr Engagement werden 
von den Kommunen in erster Linie Effizienz-
gewinne genannt, die im Durchschnitt bei 10 
Prozent lägen. Andere Hochrechnungen bezif-
fern die Effizienzvorteile mit bis zu 30 Prozent.

Zu den Schwerpunktfeldern von PPP gehö-
ren in den Kommunen die Bereiche Sport, Tou-
ristik, Freizeit, Verwaltungsgebäude; für Bund 
und Länder sind es vor allem Verkehr, Ver-
waltungsgebäude und Justiz. In den Hoch-
schulen gibt es zurzeit verschiedene Projekte 
im Bereich von Universitätskliniken, Beispie-
le wären hier Münster, Essen und Köln so-
wie kleinere Projekte wie Gästehäuser oder 
Tiefgaragen. „Forschungseinrichtungen nut-
zen Spezialimmobilien“, erklärt Stephan Rit-
ter, Projektleiter PPP von HIS, „bei Laboren 
und Gerätschaften ist es schwierig, die Kos-
ten für die Anlagenbetreibung im Voraus zu kal-
kulieren. Der Stand der Forschung verändert 
sich permanent, woraus sich hohe Anforde-
rungen für die Vertragsgestaltung ergeben“.

Public Private Partnership in einem weite-
ren Sinne wird in der Wissenschaft natür-
lich längst in zahlreichen Formen praktiziert, 
sei es in gemeinsamen Forschungsprojek-
ten, in Stiftungslehrstühlen oder in der Auf-
tragsforschung. Im Bereich der Gebäu-
de steht PPP erst in den Anfängen.

Kristin Mosch
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Das Tempo, mit dem sich der Stand der Wissenschaft verändert, macht es schwierig, die Finanzierung von 
PPP-Projekten über Jahrzehnte hinweg realistisch zu kalkulieren. Hier: Lasertechnologie am Institut für 
Optik und Quantenelektronik der Universität Jena
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Der Investitionsstau im öffentlichen Sek-
tor betrifft nicht nur die Kommunen, son-
dern in zunehmendem Maße die Investitio-
nen der Bundesländer und des Bundes und 
damit auch den Bau und Betrieb von Wissen-
schafts- und Forschungseinrichtungen. Allein 
die 15 Forschungszentren der Helmholtz-Ge-
meinschaft, als größter deutscher Wissen-
schaftsorganisation, geben ihren Sanierungs-
bedarf für Gebäude und Infrastruktur mit rund 
1,3 Milliarden Euro an. Die Investitionsquo-
te des Staates ist in Deutschland seit Beginn 
der neunziger Jahre des letzten Jahrhunderts 
kontinuierlich gesunken, von knapp 3 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) von 1992 auf 
1,5 Prozent im Jahr 2003. Ein spürbarer Abbau 
des riesigen Investitionsstaus ist kaum zu er-
warten. Andererseits verlangt exzellente For-
schung und Lehre an Hochschulen und For-
schungseinrichtungen nach hochmodernen, 
funktionalen Gebäuden und einer entspre-
chenden Infrastruktur.

Vor diesem Hintergrund sind alternative Mo-
delle zur zügigen und kostengünstigen Moder-
nisierung der öffentlichen Infrastruktur gefragt. 
Ist Public Private Partnership (PPP) hier ein  
Mittel der Wahl für den Bau und Betrieb von 

HELMHOLTZ-GEMEINSCHAFT

Alternativen für Milliarden
Public Private Partnership – auch eine Option für Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen?

Wissenschafts- und Forschungseinrichtun-
gen? Der rasche Wandel und die besonderen 
Ansprüche, insbesondere in der Grundlagen-
forschung, an Gebäude und Ausstattung lassen 
die langfristigen Beziehungen zwischen  
einem privaten Investor und der öffentlichen 
Hand auf den ersten Blick möglicherweise we-
nig profitabel erscheinen. Doch Laborumbauten 
mit ständig wechselnden Installationen, wie sie 
heute in vielen Forschungseinrichtungen mit 
altem Gebäudebestand in relativ kurzen Zeitin-
tervallen notwendig sind, können bei einer effi-
zienten Gebäude- und Laborplanung signifikant 
reduziert werden. Darüber hinaus besitzen 
Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen 
Gebäude, deren Anforderungen nicht von der 
wissenschaftlichen Entwicklung abhängig sind, 
wie etwa Lehrgebäude, Studentenwohnheime, 
Kantinen, Verwaltungsgebäude etc.

Kaum Erfahrungen
Erfahrungen in Deutschland im Wissen-
schafts- und Forschungsbereich liegen prak-
tisch nicht vor. Der Blick über den Zaun der 
bundesrepublikanischen Grenze zeigt, dass 
Länder wie Großbritannien, die Niederlan-
de, die Schweiz und Österreich auf die-
sem Gebiet bereits Erfahrungen gesam-
melt und somit durchaus Vorbildfunktion für 
die deutsche Diskussion zu PPP haben.

Was ist zu tun?
■   Erfolgreiche Modelle aus den genann-

ten Ländern sollten auf ihre Transferfähig-
keit für deutsche Wissenschafts- und For-
schungseinrichtungen untersucht werden.

■   Die Rahmenbedingungen für PPP-Mo-
delle müssen vorliegen. Dies gilt so-
wohl für haushaltsrechtliche Belange als 
auch für den Ausbau der Vollkostenrech-

nung sowie für die Lebenszyklusbetrach-

tung von Gebäuden und Infrastruktur.

■   Die Wissenschafts- und Forschungseinrich-

tungen als Auftraggeber sind gefordert, im 

Rahmen der Vorplanung klar die gewünsch-

ten Leistungen aus der Nutzerperspektive 

zu definieren. Damit verbunden ist ein Wan-

del vom Input-orientierten Denken hin zu ei-

ner Output-orientierten Herangehensweise.

■   Benötigt werden Referenzmodelle, die Wir-

kungsweise, Vertragskonstruktion sowie 

Wirtschaftlichkeit und Effizienz von PPP-

Maßnahmen für Wissenschafts- und For-

schungseinrichtungen aufzeigen. Die Dif-

fusion eines innovativen Modells, wie PPP, 

wird nur dann erfolgen, wenn es gelingt, 

Modellprojekte erfolgreich umzusetzen.

■   Hierzu sollte die Industrie möglichst bald  

ein gemeinsames Vorgehen verabreden  

und umsetzen. 

Erfreulich ist, dass vor einem Monat das OePP-

Beschleunigungsgesetz („Gesetz zur Beschleu-

nigung der Umsetzung von Öffentlich-Privaten 

Partnerschaften und zur Verbesserung gesetzli-

cher Rahmenbedingungen für Öffentlich-Private 

Partnerschaften vom 07.09.2005“) in Kraft ge-

treten ist. Das Gesetz beabsichtigt, Hemmnis-

se und Unklarheiten beim Gebühren-, Vergabe-, 

Steuer- und Haushaltsrecht sowie bei den  

Finanzierungsbedingungen zu beseitigen, die 

die Umsetzung von PPP in Deutschland bislang 

erschwert haben. Dies ist zweifelsohne  

ein Schritt in die richtige Richtung.

Josef Puchta
Deutsches Krebsforschungszentrum,  

Heidelberg

Hauptgebäude des Heidelberger Krebsforschungs-
zentrums (DKFZ)
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Die Malaise ist schnell beschrieben: Das 
GSF-Forschungszentrum für Umwelt und 
Gesundheit GmbH, führt modernste Wissen-
schaft in der Erforschung umweltbedingter 
Erkrankungen des Menschen durch – dies 
allerdings in teilweise sehr baufälligen Ge-
bäuden. Der größte Teil des Baubestandes 
der Großforschungseinrichtung ist höchst 
renovierungs- und sanierungsbedürftig. Das 
hochmoderne Genomanalysezentrum zum 
Beispiel ist in einem Bauteil untergebracht, 
der 1908 bereits als königlich privilegier-
te Tierzuchtanstalt diente. So ist es kaum 
verwunderlich, wenn sich die Anrufe häu-
fen, dass Dächer undicht seien, die Labor-
lüftung versage oder das Kanalnetz der Ab-
dichtung bedürfe. 

Die hervorragende wissenschaftliche Be-
wertung der Arbeit lassen den Ruf nach neu-
en Instituten und Laborgebäuden eben-
so aufkommen wie der Wunsch der beiden 
Münchner Universitäten, sich mit der GSF als 
Großforschungseinrichtung zu vernetzen. 

Unklares Image verhindert Reformen
Sowohl dringende bauliche Sanierungsaufga-
ben als auch Neubauvorhaben stoßen aber an 
die finanziellen Grenzen der öffentlichen Hand. 
Es muss also über Finanzierungsalternativen 
nachgedacht werden. Eine davon könnte PPP 
sein. Dies setzt aber voraus, dass man sich sei-
tens der Zuwendungsgeber erstens der Mühe 
unterzieht, diese Alternative wirklich ernsthaft 
zu prüfen, und zweitens wirklich auch den Mut 
aufbringt, gegebenenfalls neue Wege zu be-
schreiten. Entgegen allen politischen Absichtser-
klärungen, welche das Modell PPP ausdrücklich 
als tragfähige Handlungsalternative darstel-
len (siehe beispielsweise die Schriften des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und Arbeit), ist 
die Praxis eher von abwartender Zurückhaltung 

bis hin zu verständnisloser Ablehnung geprägt. 
Vielfach wird der extrem komplizierte Sachver-
halt PPP auf angeblich unvorteilhafte Zahlungs-
konditionen verkürzt, oder es wird gar das Ge-
spenst der verbotenen Kreditfinanzierung zum 
Leben erweckt. Geradezu dankbar nutzt man 
diese beiden Totschlagargumente, um der viel 
spannenderen Frage auszuweichen, wie man 
den Bau und Betrieb einer großen Investiti-
on in einem öffentlichen Unternehmen zum Vor-
teil beider Seiten vertraglich gestalten kann. 

Verträge sichern ab
Man muss sich von dem Gedanken frei ma-
chen, wonach der Vorteil des einen zwingend 
der Nachteil des anderen sein muss. Das Den-
ken in dieser Asymmetrie ist kontraproduk-
tiv. Es gibt selbstverständlich auch im Bereich 
PPP vertragliche Gestaltungen, welche alle Ri-
siken der Partner genau einschätzen und be-
werten und diese dann auch einer sauberen ju-
ristischen und steuerrechtlichen Bewertung 
unterziehen. Es versteht sich von selbst, dass 
diese Vertragswerke dann auch den Maßstä-
ben einer Wirtschaftlichkeitsberechnung ge-
nügen müssen. Wer hierbei nur an Liquidi-

tätsschemata und Amortisationsrechnungen 
denkt, der springt zu kurz. Es muss bei PPP 
auch über eventuelle Effizienzgewinne ge-
redet werden, und vor allem darüber, ob an-
gesichts der Haushaltslage überhaupt noch 
sonstige Finanzierungsalternativen zur Durch-
führung der öffentlichen Aufgaben in Bildung 
und Forschung ernsthaft in Betracht kämen.

Wer, wie jede Stimme in der Politik, den For-
schungsstandort Deutschland völlig zurecht als 
elementare volkswirtschaftliche Stütze anerkennt, 
der muss auch bereit sein, notwendige Sanie-
rungsaufgaben und/oder neue investive Maßnah-
men zu unterstützen. Er muss aber auch bereit 
sein, sich für neue Gestaltungsformen zur Reali-
sierung der schwierigen Aufgaben zu öffnen. Was 
universitäre und außeruniversitäre Forschungsein-
richtungen nun brauchen, ist schnell beschrieben: 
Mut und Offenheit, neue Wege zu beschreiten.

Hans Jahreiss
GSF – Forschungszentrum für  

Umwelt und Gesundheit GmbH, 
Neuherberg

HELMHOLTZ-GEMEINSCHAFT

PPP ist Planen, Prüfen und Probieren
Ein Aufruf zu mehr Mut und Akzeptanz für PPP als Finanzierungsmodell öffentlicher Einrichtungen

Sanierungsbedürftige Klima-Zentrale im Institut für Grundwasserökologie
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Unter dem Schlagwort „Public Private  
Partnership“ wird eine ganze Reihe an  
Konstruktionen zusammengefasst, denen 
mehr oder weniger große Potenziale zur 
Steigerung der Wirtschaftlichkeit durch  
alternative Formen in der Beschaffung  
zugesprochen werden. Insbesondere in  
der Bereitstellung öffentlicher Immobilien, 
allen voran Schulen, Schwimmbäder und  
öffentliche Verwaltungsbauten, liegen  
bereits erste Erfahrungen mit dieser alter- 
nativen Beschaffungsform vor.

Public Private Partnership bezeichnet eine  
dauerhafte Kooperation zwischen öffentlichen 
Verwaltungsträgern und erwerbswirtschaftli-
chen Unternehmen zur Erfüllung kommuna-
ler Aufgaben, in die beide Sektoren spezifische 
Ressourcen (zum Beispiel Kapital, Rechte,  
Informationen, Know-how) einbringen, um 
komplementäre oder kongruente Ziele zu er-
reichen und gleichberechtigt Chancen und  
Risiken zu tragen. Echte PPPs sind durch  
folgende fünf Merkmale gekennzeichnet: 

■   Das wahrscheinlich wichtigste Potenzial  
von PPPs besteht in der Reallokation der 
Projektrisiken. In PPPs trägt derjenige  
Partner die Risiken, der sie am besten be-
herrscht. Dies klingt zunächst abstrakt,  
wird aber dann sehr schnell handfest,  
wenn man sich die Kostenentwicklung  
sowohl von Bauprojekten in der Errich-
tungsphase als auch im späteren Be-
trieb der Immobilien speziell im öf-
fentlichen Sektor vergegenwärtigt. Im 
nachhaltigen Transfer vielfältiger Risi-
ken, die sich letztens in den Baunutzungs-
kosten der öffentlichen Hand niederschla-
gen, liegt der Schlüssel zu erfolgreichen 
immobilienwirtschaftlichen PPPs.

■   Im Rahmen von PPPs wird einer Projekt-
gesellschaft die Aufgabe der Immobilien-
bereitstellung über den gesamten Lebens-
zyklus hinweg übertragen. Dazu gehört die 
Planung, der Bau beziehungsweise die Sa-
nierung, der Betrieb und in vielen Fällen die 
Verwertung. Die lebenszyklusintegrierte Pla-
nung und Durchführung des Projekts ist re-
gelmäßig eine wichtige Quelle für das Ef-
fizienzsteigerungspotenzial von PPPs. 90 
Prozent der Lebenszykluskosten fallen in 
der Nutzungsphase an. Bereits in der Pla-
nungs- und Bauphase gilt es deshalb, die 
Betriebskosten im Blick zu behalten, um das 
Nutzungskostenoptimum sicherzustellen.

■   PPP-Projekte werden mit privatem Ka-
pital finanziert. Aktuell existieren mit 
dem Forfaitierungsmodell und dem Pro-
jektfinanzierungsmodell zwei un-
terschiedliche Konzeptionen: 

  Bei der Forfaitierung tritt die Projektge-
sellschaft unter Vereinbarung eines Einre-
deverzichts der öffentlichen Hand Forde-
rungen gegenüber dem öffentlichen Nutzer 
in Höhe des Kapitaldienstes an die finan-
zierende Bank ab. Diese wiederum stellt die 
Finanzierungskonditionen auf die Bonität 
der öffentlichen Körperschaft ab. Entspre-
chend günstig ist diese Variante. 

  Bei der Projektfinanzierung erfolgt kei-
ne Staatsgarantie. Die Bank trägt das Risi-
ko des Leistungs- und damit auch des Zah-
lungsausfalls in der PPP-Finanzierung. Die 
Kreditkonditionen stellen regelmäßig auf 
die Bonität der privaten Partner in der Pro-
jektgesellschaft ab und sind in der Re-
gel entsprechend teurer. Im Gegenzug hat 
die öffentliche Hand das Risiko des Leis-
tungsausfalls an die Bank transferiert.

ST ICHWORT WIRTSCHAFTL ICHKEIT

Fünf Kernelemente des Erfolgs
Entscheidungshilfen für Instandsetzung oder Neubau – funktioniert Hochschule und PPP?

Foyer im Wissenschafts- und Technologiepark  
Adlershof, Berlin
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■   Ein PPP ist haushalts- und vergaberecht-
lich nur dann zulässig, wenn sich ein Wirt-
schaftlichkeitsvorteil nachweisen lässt. 
Zentrales Element des PPP-Prozesses ist 
deshalb eine mehrstufige und in der Regel 
sehr aufwändige Wirtschaftlichkeitsanalyse.

■   Der Treibstoff, der PPPs am Leben erhält, 
ist die PPP-Rendite, die zwischen dem öf-
fentlichen Auftraggeber und den privaten 
Partnern geteilt wird. Bleibt der Erfolg aus, 
werden beide Seiten angesichts der Unvoll-
ständigkeit der Verträge und der Dynamik 
der Rahmenbedingungen vielfältige Mög-
lichkeiten finden, sich durch opportunis-
tisches Verhalten Vorteile auf Kosten der 
jeweiligen Partner zu verschaffen. Grund-
voraussetzung eines Erfolgsmodells im 
PPP-Bereich ist somit das partnerschaft-
liche Verhalten der Akteure, insbesonde-
re die gerechte Teilung von zukünftigen 
Chancen und Risiken. Ohne einen partner-
schaftlichen Umgang mit ungeplanten oder 
rechtlich nicht geregelten Chancen und Ri-
siken wird ein PPP dauerhaft nicht funk-
tionieren. Opportunistisch auf den einsei-
tigen Vorteil agierendes Handeln wird bei 
nächster Gelegenheit vom Partner ver-
golten. Im Ergebnis gerät die Wirtschaft-
lichkeit des Gesamtprojekts in Gefahr.

Hindernisse 
Durchaus ernst zu nehmen sind die von Rech-
nungshöfen sowie kritischen Teilen von Poli-
tik und Verwaltung vorgetragenen Bedenken, 
PPPs seien lediglich ein Instrument zur Durch-
setzung heute gewünschter Vorhaben auf Kos-
ten der Zukunft und damit zur mehr oder 
weniger verdeckten Ausdehnung der Neuver-
schuldung. Angesichts einer sehr langfristig 
angelegten Vertragskonstruktion bleiben na-
turgemäß in jedem PPP berechtigte Zweifel be-
stehen, ob sich der anvisierte Wirtschaftlich-
keitsvorteil denn tatsächlich auch einstellt.

In der immobilienwirtschaftlichen Praxis in 
Deutschland ist nicht die Steigerung der im-
mobilienwirtschaftlichen Effizienz oder an-
ders ausgedrückt, die Erzielung einer PPP-Ren-
dite, das vorrangige Ziel. Stärkste Triebkraft 
zur Forcierung von PPP-Projekten sind hier-
zulande die angespannten Haushalte. Insbe-

sondere auf kommunaler Ebene bieten PPP-
Projekte häufig den einzigen Weg, längst 
überfällige Investitionen im maroden Im-
mobilienbestand vorzunehmen. Vorteile er-
hofft man sich auch aus der Beschleunigung 
von Bauvorhaben und deren qualitativer Ver-
besserung, die durch die Einbeziehung pri-
vater Kapazitäten und privaten Know-hows 
im öffentlichen Sektor zu erwarten sind. 

PPP im Hochschulbau
Im Bereich der Hochschulen sind PPP-Projek-
te bislang kaum ernsthaft diskutiert worden. 
Über den Status quo erster allgemeiner Mach-
barkeitstudien, wie sie beispielsweise von der 
Technischen Universität Darmstadt beauftragt 
wurden, hinaus liegen keine Erfahrungen mit 
immobilienwirtschaftlichen PPPs vor. Dies liegt 
ganz sicher nicht am mangelnden Handlungs-
druck bei den Hochschulen. Vielmehr verhindert 
die aktuelle Finanzierungsstruktur von Hoch-
schulbaumaßnahmen einen erfolgreichen Ein-
satz von PPPs. Momentan ist noch kein Weg 

gefunden worden, wie die hälftige Mitfinan-
zierung des Bundes im Rahmen des Hoch-
schulbauförderungsgesetzes in das Finan-
zierungskonzept von PPPs einzubinden ist.

Die gegenwärtige Diskussion um PPP-Modelle 
ist stark geprägt von vergaberechtlichen, haus-
haltsrechtlichen sowie steuerrechtlichen Hin-
dernissen, die mit dem im Juli 2005 verab-
schiedeten ÖPP-Beschleunigungsgesetz nur in 
Teilen abgebaut werden konnten. Im Bereich 
der Hochschulen bleibt abzuwarten, ob auf ab-
sehbare Zeit die Mitfinanzierung des Bundes  
in PPP-Konzepte einbezogen werden kann.  
Gelingt dies nicht, ist wohl nur in weni-
gen Einzelfällen der Wirtschaftlichkeitsvor-
teil der alternativen Beschaffungsform PPP 
für den Eigentümer so groß, dass er auf die 
Mitfinanzierung des Bundes verzichtet.

Andreas Pfnür
Fachgebiet Immobilienwirtschaft und BauBWL 

Technische Universität Darmstadt

Kernelemente
erfolgreicher 

PPPs

Nachhaltige
Partnerschaft

Lebenszyklus-
ansatz

Effiziente
Risikoallokation

Private
Finanzierung

Wirtschaftlich-
keitsnachweis

Fünf Kernelemente der erfolgreichen Realisierung einer PPP
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EFF IZ IENZPOTENZIALE

Lebenszyklusmodelle  
als wichtigster Anreiz
Private verantworten auch im Betrieb, was sie geplant, gebaut und finanziert haben

Die folgende Abbildung zeigt mögliche Effi-
zienzpotenziale der PPP-Beschaffungsvari-
ante kategorisiert im Überblick. Einige da-
von werden als Merkposten näher erläutert.

Einsparungen bei den Projekteinzelkosten
Paketlösungen sind meistens vorteilhafter als 
die Vergabe per Losverfahren. Dies liegt we-
sentlich an den Größenvorteilen, wie zum Bei-
spiel günstigeren Beschaffungspreisen bei Ma-
terialien, Geräten und anderen Ressourcen. 

Erhebliche Einsparungen kommen bei PPP-
Projekten durch verringerte Nachtragspoten-
ziale zustande. Die präzise Projektplanung 
über den gesamten Projektlebenszyklus hin 
lässt weniger Planungsänderungen und Stö-

Eines der Hauptziele und wesentliche 
Rechtfertigung für PPP als einer – neben 
der konventionellen – alternativen Beschaf-
fungsvariante der öffentlichen Hand sind Ef-
fizienzvorteile. Häufig wird daher die Fra-
ge gestellt, worin diese liegen. Der Beitrag 
zeigt, worauf zu achten ist.

8 special  Wirtschaftlichkeit von PPP

rungen während der Bauzeit erwarten. Die Ri-
sikoübertragung auf den Privaten schaltet 
das bei konventioneller Beschaffung schon 
fast obligatorische Nachtragspotenzial aus.

Ursprüngliche
Projektkosten

Preisvorteile
durch Gesamt-
paketlösungen

Verringerung
des Nachtrags-
potenzials

Verbesserte
Anreiz-

strukturen

Einsparungen
bei den Projekt-

einzelkosten

Verwaltungs-
kosten-

reduzierung

Verbleibende
Projektkosten

•

•
Lebenzyklus-
ansatz

Outputspezifi-
kationen und
leistungsorien-
tierte Vergütung

Risikomanagement

Private Eigenkapital-
beteiligung

•

•
•

•

•

•

Strukturwandel

Lerneffekte

Effizienzpotenziale der PPP-Beschaffungsvariante

Verbesserte Anreizstrukturen

Markantester Parameter der Anreizstrukturen 

eines PPP-Modells ist der Ansatz des Lebens-

zyklus. Der Private soll das zu erstellende Bau-

werk nunmehr nicht nur nach den detaillierten 

Vorgaben des Bauherrn bauen, sondern auch 

auf seine Kosten finanzieren beziehungsweise 

in das Objekt investieren, es erhalten und be-

treiben. Das bedeutet, dass er über eine stär-

kere Beteiligung an der Planung durch Innova-

tion und kreative Ideen die Lebenszykluskosten 
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viel besser beeinflussen und Risiken im Pro-
jektverlauf sinnvoller verteilen und abpuf-
fern kann als wenn er los- oder phasenwei-
se beauftragt wäre. Dass der Bauherr auch 
tatsächlich bekommt, was er braucht, wird 
dabei am besten über so genannte Output-
spezifikationen, kombiniert mit Service Levels 
und Zahlungsmechanismen, sichergestellt.

PPP-Modelle führen zwangsläufig zu einem 
verbesserten Risikomanagement im gesamten 
Beschaffungsprozess. Als wichtiges Element 
der oben erwähnten Wirtschaftlichkeitsunter-
suchungen müssen Risiken erfasst, analysiert, 
bewertet und den zukünftigen Vertragspartei-
en zugeordnet werden. Bei Verhandlung und 
Abschluss von PPP-Verträgen werden die Ri-
siken und deren Zuordnung dann auch ver-
traglich festgehalten. Die klare Ansprache und 
eindeutige Zuordnung im PPP-Vertrag schafft 
die Grundlage und das Bewusstsein auf bei-
den Seiten, für entsprechendes Monitoring und 
Controlling dieser Risiken im gesamten Projekt-
verlauf Sorge zu tragen. Dabei ist eine ausge-
wogene Risikoverteilung für die Effizienz von 
PPP-Projekten von entscheidender Bedeutung. 

Reduzierung der Verwaltungskosten
Der wohl nachhaltigste Effekt liegt in dem 
durch PPP-Maßnahmen ausgelösten Struk-
turwandel in der öffentlichen Verwaltung. In 
der Regel verfügt der Privatsektor über güns-
tigere Personalkostenstrukturen als die öf-
fentliche Hand. Trennt diese sich von Auf-
gaben, die ohnehin eher in den Privatsektor 
gehören, und konzentriert sich auf Kernauf-
gaben hoheitlicher Art oder der Daseins-
fürsorge, so entlastet ein adäquater Per-
sonalabbau den Haushalt dauerhaft. 

Neben diesen schwierigen Veränderungspro-
zessen tragen jedoch bereits die Lerneffekte, 
die sich durch die Zusammenarbeit in einem 
PPP-Projekt auf beiden Seiten effizienzstei-
gernd bemerkbar machen, zum Erfolg bei.

Natürlich können PPP-Projekte durch-
aus auch zusätzliche Kosten mit sich brin-
gen. In aller Regel gehören hierzu: 

■   die Finanzierungskosten, die insbesondere 
bei einer Projektfinanzierung höher sein müs-
sen als bei Konditionen für Kommunalkredite

In PPP-Projekten übernimmt der private Partner beispielsweise den Betrieb des Gebäudes mit Verwaltung, 
Hausmeisterdiensten, Kantine etc. Hier liegen Einsparmöglichkeiten, da Unternehmen über eine höhere 
Flexibilität bei der Personalkostenstruktur und beim Personaleinsatz verfügen als die öffentliche Hand.  
Im Bild: die Cafeteria einer Universität
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■   die den Risikotransfer berücksichtigen-

den höheren Preise der privaten Anbieter, 

die allerdings durch die entfallenden Risi-

kokosten auf Seiten des öffentlichen Auf-

traggebers zumindest relativiert werden

■   die höheren Transaktionskosten für Aus-

schreibung und Vergabe, die sich allerdings 

ebenfalls relativieren, wenn man bei der 

konventionellen Variante die akkumulierten 

Transaktionskosten im betrachteten Projekt-

verlauf, das heißt für jede kleine Ausschrei-

bung im Zuge von Instandsetzungs- und Fa-

cility Management-Maßnahmen ansetzt.

Quantifizierung der Effizienzpotenziale
Der Umfang des Effizienzpotenzials kann pro-

jektspezifisch sehr unterschiedlich sein. Darü-

ber hinaus  hängt es wesentlich vom PPP-Ver-

tragswerk und Vertragscontrolling ab, inwieweit 

vorhandene Effizienzvorteile auch tatsäch-

lich gehoben werden können. Daher ist es 
notwendig, die Effizienzvorteile im Einzel-
fall im Rahmen von quantitativen Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen „ex ante“ und „ex 
post“ im Verlauf des Projektes zu überprüfen.  

Hans Wilhelm Alfen 
Fakultät Bauingenieurwesen 
Bauhaus-Universität Weimar
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Mit dem PPP-Beschleunigungsgesetz be-
absichtigte der Gesetzgeber Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, die die Umsetzung von 
Public Private Partnerships in Deutschland 
bislang behindert haben. Das Beschleuni-
gungsgesetz wird helfen. Es berührt mehre-
re Rechtsgebiete.

Vergaberecht   
Das Beschleunigungsgesetz nimmt Änderungen 
am Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) und der Vergabeverordnung (VgV) vor. 
Die auffälligste vergaberechtliche Neuerung ist 
die Einführung des „Wettbewerblichen Dialogs“ 
als viertes Vergabeverfahren. Bei „komple-
xen“ Aufträgen können Auftraggeber zukünftig 
die Leistungsbeschreibung für ein solches Pro-
jekt im Rahmen eines Dialogs mit der Anbie-
terseite erstellen. Nach der Erstellung der Leis-

tungsbeschreibung in der Dialogphase werden 
die ausgewählten Bewerber zur Angebotsabga-
be aufgefordert. Nach Angebotsabgabe dürfen, 
im Gegensatz zum Verhandlungsverfahren und 
analog zum nicht-offenen Verfahren, keine Ver-
handlungen mit den Bietern geführt werden. 

Schwerpunkttheorie  
Des Weiteren regelt das GWB nunmehr die bis-
lang unklare Abgrenzung von Bau- und Dienst-
leistungen nach der so genannten Schwer-
punkttheorie: Ein PPP-Auftrag ist dann als 
vergaberechtlich als Bauvertrag zu qualifi-
zieren, wenn der Wert des Bauanteils den 
Wert der Dienstleistungen übersteigt.

Rechtsform – Projektantenproblematik  
Die Pflicht zur Festlegung der Projektgesell-
schaft auf eine bestimmte Rechtsform soll 

nun erst nach der Zuschlagserteilung gel-
ten. Die so genannte Projektantenproblema-
tik wird einer Regelung zugeführt mit dem Er-
gebnis, dass der Informationsvorsprung von 
Bietern oder Bewerbern, die vor der Einlei-
tung eines Vergabeverfahrens den Auftragge-
ber beraten haben, ausgeglichen werden muss.

Bundeshaushaltsordnung (BHO)  
Auch die BHO enthält zukünftig Regelungen, 
die maßgeschneidert für PPP sind: Beim Wirt-
schaftlichkeitsvergleich ist nunmehr aus-
drücklich auch die Risikoverteilung zu berück-
sichtigen, wenn das Risiko von dem privaten 
Partner über eine Entgeltberechnung der öf-
fentlichen Hand in Rechnung gestellt wird. Glei-
ches gilt entsprechend auch bei der Risiko-
übernahme durch die öffentliche Hand. Zudem 
wird durch die Änderungen der BHO eine Ver-
äußerung von unbeweglichen Vermögensge-
genständen unter bestimmten Voraussetzun-
gen möglich, auch wenn diese zur Erfüllung 
der Aufgaben des Bundes noch benötigt wer-
den. Voraussetzung hierfür ist, dass im Einzel-
fall die Nutzung des Vermögensgegenstandes 
für die Aufgaben des Bundes langfristig vor-
gesehen, aber Bundeseigentum hierfür nicht 
zwingend erforderlich ist und die Aufgaben des 
Bundes, zum Beispiel durch PPP, nachweis-
lich wirtschaftlicher erfüllt werden können.

Grundsteuer – Grunderwerbsteuer  
Überlässt ein öffentlicher Auftraggeber für ei-
nen bestimmten Zeitraum im Rahmen ei-
ner PPP Grundbesitz, so wird dieser von der 
Grundsteuer befreit. Eine darüber hinaus ge-
hende Befreiung von der Grunderwerbssteu-
er erfolgt dann, wenn die an eine Projekt-
gesellschaft übertragenen Grundstücke zu 
hoheitlichen Zwecken genutzt werden und eine 
Rückübertragung des Grundstücks innerhalb 
eines bestimmten Zeitraums vorgesehen wird.

NEUES RECHT

Mehr Tempo möglich
PPP-Beschleunigungsgesetz: bessere Rahmenbedingungen

Anzeige

10 special  PPP-Beschleunigungsgesetz
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Fernstraßenbauprivatfinanzierungsgesetz 
Private Betreiber bekommen nun die Möglich-
keit eingeräumt, ihre Investitionen auch durch 
privatrechtliche Entgelte zu refinanzieren.

Investmentgesetz 
Auch hier eröffnen sich zukünftig neue Mög-
lichkeiten für PPPs: Das Nießbrauchsrecht an 
Grundstücken wird in den Anwendungsbe-
reich einbezogen, so dass offene Immobilien-
fonds nicht nur Eigentum oder Erbbaurechte 
an Immobilien, sondern auch Nießbrauch-
rechte an PPP-Projektgesellschaften er-
werben können. In der Betreiberphase soll 
eine Beimischung von Projektgesellschaf-
ten von bis zu zehn Prozent in Portfolios of-
fener Immobilienfonds gestattet werden. 

PROJEKTSTUDIE

Fremdes Geld fließt leichter
Autonomiemodell der Technischen Universität Darmstadt zeigt deutliche Effizienzsteigerung mit PPP-Modellen

Der Technischen Universität Darmstadt 
(TUD) wurde Anfang des Jahres 2005 im 
Rahmen des neuen TUD-Gesetzes eine weit-
reichende Autonomie übertragen. Mit der 
Übernahme der eigenverantwortlichen Zu-
ständigkeit bei Grundstücks- und Bauan-
gelegenheiten soll eine Effizienzsteigerung 
durch eine enge Verzahnung von Bauunter-
haltung, Neu- und Ersatzinvestitionen er-
reicht werden. 

Die Lahmeyer Rhein-Main GmbH wurde von 
der TUD beauftragt, im Rahmen einer Projekt-
studie die Möglichkeiten der baulichen Ent-
wicklung auf Grundlage der erlangten Au-
tonomie zu ermitteln. Die Untersuchung 
juristischer Handlungsalternativen, Aussa-
gen zu vergaberechtlichen Spielräumen und 
zur Einbindung privater Partner, erfolgte im 
Rahmen der Studie durch die Rechtsanwalts-
kanzlei Fritze Paul Seelig aus Frankfurt.

Das Gesamtspektrum der Studie umfasste:

■   Analyse der Ist-Situation
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Für notwendige Renovierungsarbeiten fehlt an  
öffentlichen Einrichtungen vielfach das Geld.  
PPP-Projekte bieten hier eine Alternative.

Eine abschließende Bewertung der mit dem Be-
schleunigungsgesetz umgesetzten Änderungen 
ist noch nicht möglich, weil sie sich, wie zum 
Beispiel der Wettbewerbliche Dialog im Vergabe-
recht, erst noch in der Praxis bewähren müssen. 
Auch ist die Liste der (insbesondere steuer-)  
rechtlichen Problemfelder noch lang. Durch 
den Abbau einiger wichtiger rechtlicher Hemm-
nisse und Unsicherheiten wird das Ge-
setz aber seinen Zweck erfüllen, die Umset-
zung von PPPs in Deutschland zu erleichtern.

Heiko Höfler 
Partner, FPS Fritze Paul Seelig  

Rechtsanwälte, Frankfurt

■   Zusammenstellung und Klassifizierung der 
erforderlichen baulichen Maßnahmen

■   Optimierung der Vergabe und der Projekt-
realisierung in Anpassung an mögliche  
Beschaffungs- und Finanzierungssze- 
narien (PPP-Modelle)

■   Darstellung des zeitlichen Ab-
laufs der Gesamtmaßnahmen

■   Budgetierung der Einzelmaßnahmen, Er-
arbeiten eines Mittelverwendungsplanes

■   Abschätzung des Optimierungspo-
tenzials in Betrieb und Unterhal-
tung (Facility Management)

■   Abstimmung der baulichen Maßnahmen 
mit dem Lehr- und Forschungsbetrieb

■   Umzugsmanagement

Neben der Realisierung der Neubau-
vorhaben besteht an den Gebäuden der 
TUD, die zum Teil schon vor 1900 errich-
tet wurden, ein umfang-reicher Sanie-
rungsbedarf mit folgender Zielsetzung:

■   Gewährleistung der Betriebssicherheit
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■   Sicherstellung der Werterhaltung
■   Reduzierung der Betriebskosten
■   Aufrechterhaltung und Optimierung 

des Lehr- und Forschungsbetriebs.

Die gesamten Baumaßnahmen würden sich 
auf circa 468 Millionen Euro belaufen. Durch 
das TUD-Gesetz (Laufzeit 5 Jahre) verpflich-
tet sich das Land Hessen, der TUD jährlich 20 
Millionen Euro für Baumaßnahmen und weite-
re Investitionen zur Verfügung zu stellen. Die-
se sind für die Durchführung aller notwendi-
gen Maßnahmen jedoch nicht ausreichend, so 
dass im Rahmen der Projektstudie alternati-
ve Finanzierungskonzepte überprüft wurden.

Die erforderlichen baulichen Maßnahmen wur-
den in folgende Grundtypen klassifiziert:

■   Umbau/Sanierung hochinstallierter Gebäude 
(Fachbereiche Chemie und Biologie)

■   Neubauten (Bibliothek und Hörsaalzentrum)
■   Umbau/Sanierung übriger sanierungs-

bedürftiger Gebäude

Für diese Maßnahmen wurden unterschiedliche 
Realisierungs- und Finanzierungskonzepte  
untersucht und im Anschluss jeweils die Mög-

lichkeiten konventioneller und privater Finan-
zierung sowie auch Kombinationsvarianten  
dargestellt.

Mit der Studie wurde nachgewiesen, dass un-
ter Berücksichtigung von PPP-Modellen der 

zu realisierende Sanierungsumfang deut-
lich erhöht werden kann. Ohne zeitliche Be-
grenzung des TUD-Gesetzes, also bei län-
gerfristiger Sicherheit der verfügbaren 
Landesmittel, ist der gesamte Sanierungs-
bedarf in etwa zehn Jahren zu beheben. 

Die neuen Rahmenbedingungen durch das 
TUD-Gesetz erleichtern die Realisierung fremd-
finanzierter Vorhaben. So ist bei Einhaltung 
bestimmter Voraussetzungen auch die Re-
alisierung eines PPP-Modells bei gleich-
zeitiger Finanzierung nach dem Gesetz zur 
Hochschulbauförderung (HBFG) möglich.

PPP-Modelle, mit ihren langen Bindungszei-
ten benötigen über ihre Laufzeit von 15 bis 
25 Jahren eine verlässliche finanzielle Grund-
lage. So liefert nicht nur die kurze Laufzeit 
des TUD-Gesetzes eine Einschränkung, son-
dern auch die momentanen Unsicherheiten 
über den zukünftigen Umfang der HBFG-För-
derung. Eine Anpassung der Förderrichtlini-
en zur Vereinfachung der Kombination mit 
PPP-Modellen, könnte dazu beitragen die Re-
alisierung erforderlicher Baumaßnahmen 
im Hochschulbereich zu beschleunigen.

Hartmut Arlt 
Christian König 

Lahmeyer Rhein-Main GmbH

Vom Szenario bis zur Umsetzung 
Ihr Kompetenzpartner für PPP

•  Technische und kaufmännische Beratung bei der
Vorbereitung und Realisierung von PPP-Vorhaben

•  Entwickeln von Umsetzungsszenarien
•  Eignungsüberprüfung
•  Erarbeiten von Konzepten
•  Durchführen der Vergabeverfahren
•  Controlling von Planung, Bau und Betrieb
•  Management und Steuerung der

Gesamtmaßnahme

Friedberger Straße 173, 61118 Bad Vilbel, Tel.: (06101) 55-2200
E-Mail: info@lahmeyer-rhein-main.de

Internet: www.lahmeyer-rhein-main.de
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F INANZAUFSICHT

Zweite Generation  
hat Kostennachteile
Chancen und Risiken von PPP-Projekten der ersten und zweiten Generation –  
Bewertung aus Sicht des Rechnungshofes Baden-Württemberg

Die erneute und intensivierte Befassung 
mit alternativen Ausschreibungs-, Realisie-
rungs- und Finanzierungsmethoden für öf-
fentliche Investitionen unter dem neuen 
Schlagwort PPP ist grundsätzlich, gerade im 
Interesse erhöhter Wirtschaftlichkeit, zu be-
grüßen. Allerdings darf damit nicht die trü-
gerische Hoffnung verbunden werden, dass 
der Staat sich hiermit in Zeiten knapper 
Haushaltsmittel „Bauen ohne Geld“ unbe-
schränkt leisten könne.

Betrachtet werden zunächst die wirtschaftli-
chen Ergebnisse früherer Leasing- oder Inves-
torenmodelle, den so genannten PPP-Model-
len der ersten Generation.  Als vermutlich eine 
der ersten veröffentlichten empirischen Analy-
sen zum Thema staatliches Immobilienleasing 
wurden im Jahre 1993 die im Auftrag des Lan-
desrechnungshofes Baden-Württemberg erar-
beiteten detaillierten Ergebnisse einer Untersu-
chung der Wirtschaftlichkeitsanalyse staatlicher 
Hochbau-Vorhaben in Form von Investoren-Mo-
dellen als Landtagsdrucksache vorgelegt. Unter 
der Laufnummer Nr. 11/1994 wurde die Zusam-
menschau mit dem Titel „Beratende Äußerung 
über die Wirtschaftlichkeitsanalyse privater In-
vestorenfinanzierungen für Hochbaumaßnahmen 
des Landes“ veröffentlicht. Diese Analyse ergab 
durchschnittliche Barwertvorteile von etwa 20 
Prozent, im günstigsten Falle bis zu 33 Prozent 
gegenüber einem aufgrund von Richtwerten ge-
schätzten, kreditfinanzierten fiktiven Eigenbau.

Erste Generation
Als Gründe für diesen erheblichen Wirtschaft-
lichkeitsvorteil von Investorenmodellen in der 
ersten PPP-Generation wurde damals genannt:

■   Ausnutzung der Marktchancen sowie des 
Kow-how straffen Projektmanagements

■   Kurze Bauzeiten, niedrige Bauzeitzinsen,  
geringe Baukosten

■   Einsatz von zinsgünstigem Eigenkapital  
privater Investoren

■   Ausnutzung und Weitergabe steuerlicher 
Vorteile 

Die im Finanzministerium des Freistaates Thü-
ringen im Jahre 1993 entwickelte und mehr-
fach realisierte ABC-Ausschreibung (Parallelaus-
schreibung nach Thüringer Modell) erbrachte 
eine erhebliche Verbesserung der Ausschrei-
bungs-Transparenz und somit eine nachvollzieh-
bare Erklärung des oben genannten Barwert-
vorteils. Erstens: Die nach den Richtlinien der 
staatlichen Hochbauverwaltung (RBK) geschätz-
ten Baukosten lagen um mindestens 10 Prozent 
höher als die damals über Parallelausschreibun-
gen erzielbaren Wettbewerbspreise (trotz da-
maliger Bau-Hochkonjunktur!). Zweitens: Die 
damals meist praktizierte Finanzierung über ge-
schlossene Immobilienfonds (mit erheblichen 
Steuervorteilen für die Fondszeichner) erbrach-
te für die öffentlichen Haushalte zwar temporäre 
Steuerausfälle, aber auch erhebliche Ersparnisse 
wegen deutlich günstigerer Finanzierungskondi-
tionen als beim Kommunalkredit (Zinsabschläge 
von 0,5 bis 1 Prozent bei Objekten in den alten 
Bundesländern und Abschläge bis 1,5 Prozent in 
den neuen Bundesländern). Und drittens: Deut-
lich kürzere Bauzeiten und somit Ersparnis von 
Bauzeitzinsen sowie Zeitgewinn wurden erreicht. 
Diese drei Vorteile zusammengenommen erga-
ben damals im günstigen Falle durchaus nach-
vollziehbare Barwertvorteile bis zu 30 Prozent.

Die angeführte Parallelausschreibung wurde in 
den folgenden Jahren bei wohl weit mehr als 
100 Hochbauobjekten und im Rechnungshof 
Baden-Württemberg beispielsweise auch für 
die Beschaffung der gesamten DV-Ausstattung 
einschließlich Netz erfolgreich und mit erhebli-
chen Wirtschaftlichkeitsvorteilen eingesetzt; sie 
wurde aber immer wieder kritisch und zum Teil 
ablehnend diskutiert. Ein transparenter und auf 
echten Ausschreibungsergebnissen basierender 
Wirtschaftlichkeitsvergleich ist aber ohne Paral-
lelausschreibung kaum möglich. Die vorzeitige 
Festlegung entweder auf Leasing oder Eigen-
bau ohne Ausschreibungsergebnisse bietet eine 
nur wenig verlässliche Grundlage, da die nicht 
ausgeschriebene Variante lediglich auf Basis 
von Erfahrungs- und Schätzwerten (als nicht 
erwünschte Version mit entsprechenden An-
nahmen meist disqualifiziert) in den Vergleich 
einbezogen wird. Diese Annahmen lassen sich 
leicht im Rahmen noch plausibler Bandbrei-
ten, je nach gewünschtem Ergebnis, um 10 
bis 15 Prozent variieren. Die Rechnungshö-

Wissenschafts- und Technologiepark Adlershof, 
Berlin
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fe sollten daher mit mehr Nachdruck als bis-
her solche Parallelausschreibungen fordern 
und gegen vorschnelle aber meist unzutreffen-
de Ablehnungsargumente (zu komplex, recht-
lich angeblich nicht zulässig usw.) angehen.

Zweite Generation
Bei den jetzt diskutierten PPP-Projekten der 
zweiten Generation, dass heißt Bauen und Fi-
nanzieren meist verbunden mit langfristigen Ser-
vice-, Wartungs- und Dienstleistungsverträgen, 
ist dieses Problem des richtigen Vergleichsmaß-
stabes, wenn keine ABC-Ausschreibung durch-
geführt wird, nicht nur für die Bau- oder Sanie-
rungskosten von Bedeutung, sondern auch für 
die Kosten der laufenden Unterhaltung und In-
standsetzung im Vergleich zu einer (optimie-
rungsfähigen?) Eigenbesorgung. Erst recht gilt 
dies für die kalkulatorische Berücksichtigung 
der Risiko-Übernahme, die im Falle PPP von 
den privaten Projektträgern – wie sich an ers-
ten Beispielen zeigt – mit erheblichen Zuschlä-
gen einkalkuliert werden und daher sofort zu 
kassenwirksamen Zusatzausgaben führen.

Über diese drei oben genannten „Stell-
schrauben“ lassen sich die geschätz-
ten kalkulatorischen Kosten der Eigenbe-
sorgung in erheblichem Maße durchaus 
so zielorientiert festlegen, dass ein PPP-
Angebot wirtschaftlicher erscheint.

Hinzu kommt, dass die neuen PPP-Modelle von 
vornherein gravierende Kostennachteile ge-

Sanierungsstau im Hochschulbereich des Landes Baden-Württemberg

Universität Anzahl Bauwerke
HNF
m

Neuwert
(gerundet )

Sanierungskosten

Freiburg 133 238.632 956.433.000 209.500.000

Heidelberg 145 241.726 955.449.000 423.300.000

Hohenheim 228 159.402 501.267.000 154.700.000

Karlsruhe 146 247.167 1.004.598.000 293.300.000

Konstanz 54 97.107 411.084.000 176.000.000

Mannheim 51 81.452 311.844.000 83.600.000

Stuttgart 134 350.677 1.450.626.000 434.400.000

Tübingen 244 250.120 1.063.755.000 458.800.000

Ulm 42 113.423 537.306.000 177.800.000

Summe 1.177 1.779.706 7.192.362.000 2.411.400.000

€ €

Quelle: Rechnungshof Baden-Württemberg, Bauunterhaltung und Sanierungsbedarf der Universitätsgebäude vom Oktober 2004 

2

Der gesamte Sanierungsbedarf beläuft sich nach dieser Schätzung auf rund 2,4 Milliarden Euro und  
somit auf ein Drittel des Neuwertes des gesamten Gebäudebestands der Universitäten mit einem Neuwert 
von rund 7,2 Milliarden Euro.

14 special  Bewertungsverfahren

genüber der Eigenbesorgung haben, die nur 

bei sehr hohen Kosteneinspareffekten an ande-

rer Stelle zu kompensieren sind, wobei sich die 

Frage stellt, ob diese Einspareffekte nicht auch 

bei optimierter Eigenbesorgung realisierbar 

sind, ohne die PPP-Zusatzkosten zu verursa-

chen. Letztere entstehen unter anderem durch:

■   Zusätzliche Mehrwertsteuer-Belastung auf 

die Dienstleistungen (zum Beispiel Haus-

meister, Reinigung etc)

■   Teilweise zusätzliche Grunderwerbssteuer- 

und Grundsteuer-Belastungen

■   Hohe zusätzliche Beratungs- und Trans-

aktionskosten

■   Keine Zinsvorteile mehr, teilweise sogar er-

höhte Zinslasten im Vergleich zu Kom-

munalkrediten, wenn keine Forderungsab-

tretung möglich oder erwünscht ist

■   Teils zweistellige Renditeerwartungen für 

den Eigenkapitalanteil der privaten Partner

■   Tatsächlich über die ganze Laufzeit zu zah-

lende Risikoprämien anstelle meist nur kal-

kulatorischer Wagnisse bei Eigenbesorgung

Wegen der derzeit sehr niedrigen Zinsen am 

Kapitalmarkt und wegen des weitgehenden 

Wegfalls der Steuervorteile bei geschlosse-

nen Immobilienfonds sowie wegen eines sehr 

ausgeprägten Wettbewerbs mit ausgesproche-

nen niedrigen Baupreisen aufgrund schlech-

ter Baukonjunktur kann derzeit nicht mehr mit 
dem plakativen Argument für aktuelle PPP-Pro-
jekte geworben werden, dass sich „in der Ver-
gangenheit Kostenvorteile von etwa 20 Pro-
zent als Erfahrungswert“ ergeben hätten.

Fazit
Bei kritischer Betrachtung dieser letztgenannten 
Punkte fällt es nicht nur Mitarbeitern der Finanz-
kontrolle schwer, an erhebliche wirtschaftliche 
Vorteile der aktuell diskutierten Versionen von 
PPP-Modellen zu glauben. Überzeugende Fak-
ten und überprüfbare Zahlen wurden jedenfalls 
noch nicht vorgelegt. Optimierte Eigenbesorgung 
insbesondere für den Dienstleistungsbereich, 
eventuell  verbunden mit funktionalen ABC-Aus-
schreibungen (oder neuerdings mit dem von der 
Europäischen Union vorgeschlagenen „wettbe-
werblichen Dialog“) nur für Bauen/Sanieren und 
Finanzieren, aber jeweils mit der Möglichkeit 
verbunden, je nach Wirtschaftlichkeit des Aus-
schreibungsergebnisses auch nur die Bauauf-
träge und Kreditfinanzierung auf Basis der Aus-
schreibung über den Haushalt zu realisieren, 
ergeben wohl eher wirtschaftliche Lösungen. 

Bleibt aber dann zugunsten Leasing noch als 
wichtiges, bisher viel zu wenig beachtetes Ar-
gument: wenn die Leasingraten ausschließ-
lich konsumtiv veranschlagt werden (und nicht 
in einen konsumtiven und einen investiven Teil 
aufgesplittet und getrennt veranschlagt wer-
den), hat der Staat die einmalige Chance, trotz 
erhöhter Bauaktivitäten keine weitere struk-
turelle Überschuldung einzugehen, wie dies 
bei konventioneller Haushalts-Kreditfinanzie-
rung infolge permanenter Netto-Neuverschul-
dung bei Bund und Ländern bisher der Fall ist.

Dieter Kiefer 
Rechnungshof Baden-Württemberg
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METHODE

Wirtschaftlichkeit  
systematisch beweisen
Mit einem Erkenntnis- und Entscheidungsprozess verlässlich prüfen, ob PPP die geeignete Beschaffungsvariante ist

Durch die Verlagerung von Verantwortlichkei-
ten in den privaten Sektor, den ganzheitlichen 
Ansatz von Planung, Erstellung, Betrieb und Fi-
nanzierung bis hin zur Verwertung der Objekte 
sowie den Innovationswettbewerb auf der An-
bieterseite können PPP-Modelle zu Effizienz-
vorteilen und Kosteneinsparungen für die öf-
fentliche Hand führen. Doch wie lässt sich der 
PPP-Vorteil einzelner Projekte in der Praxis er-
mitteln? In der Beratung hat sich auf Basis der 
bisher in Deutschland initiierten PPP-Projek-
te eine erste Standardisierung bei der Durch-
führung von Untersuchungen zur Wirtschaftlich-
keit ergeben. Diese lassen sich demnach vor 
allem in den folgenden Projektphasen ansetzen:

■   zu Beginn der Projektentwicklung  
(PPP-Eignungstest)

■   vor Eröffnung des Vergabeverfahrens 
(Beschaffungsvarianten-Vergleich)

■   am Ende des Vergabeverfahrens  
(PPP-Wirtschaftlichkeitsnachweis)

Der Eignungstest
Anhand des PPP-Eignungstests kann die öf-
fentliche Hand bereits in der Planungsphase er-
kennen, ob eine PPP-Lösung wirtschaftliche 
Vorteile verspricht. Eine Voraussetzung da-
für ist, dass sich die Planungs-, Bau- und Be-
treiberleistungen für das Projekt im Sinne ei-
nes ganzheitlichen Ansatzes integrieren lassen. 
Ferner ist zu untersuchen, welche Risiken be-
stehen und ob sich diese optimal auf die öf-
fentliche Auftraggeberseite und die private 
Investorenseite aufteilen lassen, um die Risiko-
kosten möglichst gering zu halten. Eine funk-
tionale Leistungsbeschreibung – diese orien-
tiert sich lediglich an der Nutzungsart und den 
geforderten Standards des Objektes – ist hier-
für eine wesentliche Voraussetzung. Zudem ist 
die Anwendung anreizorientierter Vergütungs-
mechanismen für den privaten Investor zu prü-
fen. Weitere Voraussetzungen sind eine Projek-
tausgestaltung, die das Interesse der privaten 
Investoren weckt. Ebenso gehört der Wett-
bewerb auf der Bieterseite dazu, der letztlich 
zu möglichst günstigen Angebotspreisen füh-
ren soll. Darüber hinaus ist zu testen, ob das 
Projektvolumen die entstehenden Transakti-
onskosten des Projekts kompensieren kann. 

Gegenüberstellung der Beschaffungsvarianten
Sofern ein PPP-Modell grundsätzliche Vortei-
le erkennen lässt, sind die zuvor rein qualitati-
ven Betrachtungen nun zu quantifizieren. Hierfür 
ist zunächst auf Grundlage einer funktiona-
len Leistungsbeschreibung sowohl eine kon-
krete Variante für die Realisierung des Projekts 
durch die öffentliche Hand selbst wie auch für 
die Beschaffung nach dem PPP-Modell zu ent-
wickeln. Dabei sind alle Kosten, Erlöse und Risi-
ken, die während des Projektlebenszyklus ent-

PPP-Beschaffungsprozess und Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen  
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dem Vergabeverfahren
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WU während
des Vergabeverfahrens

Bund, Länder und Gemeinden sind finanzi-
ell äußerst angespannt. Deshalb suchen sie 
nach neuen Wegen bei der Finanzierung und 
Realisierung öffentlicher Bauvorhaben. Die 
erforderlichen Investitionen der Kommu-
nen betragen in den nächsten Jahren allein 
mehrere hundert Milliarden Euro. Vor allem 
in den Bereichen der sozialen Infrastruktur-
einrichtungen (wie zum Beispiel Schu-
len und Krankenhäuser), im Verkehrswe-
sen (Straßen und öffentlicher Nahverkehr), 
der Wasserversorgung und des Umwelt-
schutzes sind dringend Erneuerungen erfor-
derlich. Ein möglicher Weg für die Realisie-
rung solcher investitionsintensiven Projekte 
sind Public Private Partnerships (PPP).

Einsatz von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen während des PPP-Prozesses
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stehen, abzubilden. Während die kommunale 
Variante auf den konkreten Zahlen aus der öf-
fentlichen Verwaltung, das heißt aus dem Bau-
amt, dem Gebäudebetrieb oder der Kämmerei 
basiert, können die Werte für die zu entwickeln-
de PPP-Variante in diesem Stadium der Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung nur geschätzt wer-
den. Als Basis dienen Erfahrungswerte oder 
Kennzahlen aus der privaten Wirtschaft. Kommu-
nale und PPP-Variante sind dann in einem Wirt-
schaftlichkeitsvergleich mittels Barwertbetrach-
tung gegenüberzustellen. Dabei sind auch die 
(steuer-)rechtlichen und finanzwirtschaftlichen 
Konsequenzen sowie die projektspezifischen Ri-
siken der beiden Varianten zu analysieren und 

in die Bewertung einzubeziehen. Erscheint die 
PPP-Alternative nachhaltig wirtschaftlicher, kann 
die öffentliche Hand das von ihr initiierte In-
vestitionsvorhaben nunmehr ausschreiben. 

Nachweis der Eignung
Der PPP-Wirtschaftlichkeitsnachweis in der 
dritten Projektphase stellt den Abschluss der 
Untersuchungen zur Wirtschaftlichkeit dar, be-
vor ein privater Investor den Zuschlag für die 
Durchführung des Projekts erhält. Da jetzt kon-
krete Angebotspreise der privaten Bieter vorlie-
gen, können diese mit der zuvor entwickelten 
kommunalen Eigenvariante verglichen werden. 
In dieser Phase kann dann verlässlich entschie-

den werden, ob die Realisierung des Projekts 
mittels PPP-Modell wirtschaftlich günstiger ist. 

Die Ermittlung der Wirtschaftlichkeit ist aus 
Sicht der öffentlichen Hand ein kontinuier-
licher Erkenntnis- und Entscheidungspro-
zess, der die Entscheidung für oder gegen 
ein PPP-Modell in einem gestuften Verfah-
ren ermöglicht. Studien in Großbritanni-
en, dem Mutterland von PPP, zeigen, dass 
dort mittels PPP Einsparungspotenziale von 
bis zu 20 Prozent erzielt werden können.

Steffen Wagner 
Andreas Lenzen  

KPMG Deutsche Treuhand-Gesellschaft
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POSIT ION MLP

Finanzautonomie stärken
Wie Alumni und Unternehmen zur Imagepflege der Hochschulen beitragen

Die deutschen Hochschulen erleben eine 
Zeit des Umbruchs. Themen wie Qualitäts-
kontrolle, Marketing, Ranking, Wissen-
schaftsmanagement und Studiengebühren 
rücken zunehmend ins Blickfeld. Im Zuge 
der Reformbestrebungen wird mehr Wett-
bewerb, aber auch mehr Unabhängigkeit für 
die Hochschulen gefordert. Ein Schwerpunkt 
liegt hier auf der Finanzautonomie.

Von zentraler Bedeutung ist dabei die Etab-
lierung eines funktionierenden Netzwerkes 
aus Geldgebern und Hochschulen. Hierzu zäh-
len Wirtschaftsunternehmen sowie Ehemali-
ge. Um langfristige Bindungen zwischen Fir-
menvertretern und Absolventen einerseits und 
den Hochschulen andererseits zu etablieren, 
müssen letztere sowohl auf emotionaler als 
auch auf rationaler Ebene zunächst etwas an-
bieten. Vor diesem Hintergrund spielen die ge-
samtstrategische Zieldefinition und Leitbildge-
staltung eine wichtige Rolle. Sie bilden auch 
die Basis für Kooperationen nach dem Modell 
der „Public Private Partnerships“ (PPP). Die-
se Form der Zusammenarbeit ist in Deutsch-
land noch relativ neu, insbesondere in Leh-
re und Forschung. Generell gilt, dass sich 
auf diese Weise den Hochschulen ein brei-
terer Handlungsspielraum eröffnet und da-
mit den Absolventen auch mehr Produkte und 
Dienstleistungen. In den USA und in den eu-
ropäischen Nachbarstaaten wird schon seit 
Jahrzehnten mit PPP-Projekten gearbeitet. 

Win-Win-Situation
In der Kooperation mit der Hochschule betei-
ligt sich der private Partner an der Planung, 
Erstellung, Finanzierung und Verwertung öf-
fentlicher Leistungen. PPP-Projekte sind nur 
dann erfolgreich, wenn es gelingt, ein aus-
gewogenes Nutzenverhältnis – eine „win-
win-Situation“ – für alle Beteiligten zu ge-
währleisten. Gewinn und Risiko sollten auf 
beiden Seiten gleichmäßig verteilt sein.
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Career Center
Ziel von Career Centern ist es, die Studieren-
den auf ihrem Bildungsweg zu beraten, sie 
auf die Arbeitswelt vorzubereiten und sie beim 
Übergang vom Studium in den Beruf zu be-
gleiten. Dabei bietet der Finanzdienstleister 
MLP unter anderem folgende Leistungen an:

■   Seminare: Berufsstarterseminar, Assess-
mentcenter- und Case Study-Training,  
Rhetorik und Präsentation, Soft Skills,  
Vertragswesen und finanzielle Aspekte  
der Karriereplanung

■   Datenbanken: Gehalts-, Assessmentcenter- 
und Stellendatenbank

■   Weitere Förderungen: Auslandspraktikums-
programm (Stipendien), „Join the best“

■    Karriere-Check für Alumni: Gehalts- und  
Qualifikationsanalyse

Das Geschäftsmodell von MLP beinhaltet 
die längerfristige Gewinnung von Absolven-
ten als Kunden. Voraussetzung dafür ist eine 
hohe Qualität der Beratung. Nur dann wer-
den sich die Absolventen dafür entscheiden, 
weitere Dienstleistungen in Anspruch zu neh-
men. Letzten Endes ist das PPP-Modell nichts 
anderes als eine von den Absolventen einer 
Hochschule finanzierte Förderung. Ein wei-
terer Vorteil: Ehemalige Alumni, deren Adres-
sen schon als verloren galten, können so für 
die Hochschulen wieder gewonnen werden.

Ingo Schadwinkel 
MLP AG

Zu den Projekten des Finanzdienstleisters MLP gehören Career Center, die in Public Private Partnerships 
gemeinsam mit Hochschulen betrieben werden. Dabei sollen Studierende auf die Arbeitswelt vorbereitet 
und Absolventen auf ihrem Berufsweg beraten werden. Das Foto zeigt Absolventen der Universität Bonn.
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Public Private Partnership-Modelle sind kein 
Wundermittel gegen den Investitionsstau der 
öffentlichen Hand. Im Grunde genommen han-
delt es sich eher um eine Umwidmung einer In-
vestition vom Vermögenshaushalt in den Ver-
waltungshaushalt, etwa den einer Anstalt des 
öffentlichen Rechts. Gleichwohl ermöglicht PPP 
trotz knapper Geldmittel, qualitativ hochwertige 
und dem Bedarf angepasste Infrastruktur zur 
Verfügung zu stellen (Einrichtungen wie Lehr-
säle, Laborgebäude). Orientiert man sich an 
den Erfahrungen in Großbritannien, so hat sich 
die öffentliche Hand im Rahmen der Private Fi-
nance Initiative (PFI) von einem Nachfrager von 
Einrichtungen zu einem Nachfrager von Dienst-
leistungen gewandelt. Sie kann sich damit auf 
ihre eigentliche Verpflichtung konzentrieren: der 
Bereitstellung von Inhalten wie Bildung, Kultur, 
Verwaltung und sonstigen Dingen der allgemei-
nen Daseinsvorsorge, ohne die hierfür nötigen 
Einrichtungen selbst errichten und unterhalten 
zu müssen. Diese werden von Privaten gestellt. 
Im Rahmen der PPP-Modelle gibt die öffentli-
che Hand die Qualität und Quantität der Werk- 
und Dienstleistungen vor. Privatunternehmen 
treten in einen Wettbewerb, um diese Anforde-
rungen zu erfüllen. Der Umfang der Leistungen 
ist dabei sehr weitreichend und umfasst den 
Neubau, den Ausbau, die Sanierung, die Moder-
nisierung, die Umnutzung, die Instandhaltung 
wie auch den Betrieb von Gebäuden, die durch 
die öffentliche Hand genutzt werden.  

Fehlende Investitionen
Nun wird argumentiert, es gebe keinen Grund, 
warum private Unternehmen die Einrichtun-
gen besser und günstiger zur Verfügung stellen 
könnten. Die Praxis beweist jedoch das Gegen-
teil: In den letzten Jahren hat sich speziell in 
Deutschland ein Investitionsstau im Bereich öf-
fentlicher Einrichtungen herausgebildet, der je-

dem bewusst ist. Im Gegensatz zu privaten Un-
ternehmen in der Marktwirtschaft erleidet die 
öffentliche Hand allerdings keine Nachteile aus 
der Nichterfüllung ihrer Aufgaben. Und einem 
Investitionsverhalten im Sinne einer „keynesia-
nischen Finanzpolitik“ schiebt die Verpflichtung 
zur Einhaltung der Neuverschuldungsgrenze 
des Vertrages von Maastricht einen Riegel vor. 
Insofern ist die Frage, ob Private „besser“ lie-
fern, irrelevant. Nur mit PPP und der Einbin-
dung privaten Kapitals kann die notwendige In-
vestition häufig überhaupt erst getätigt werden.    

Gute Erfahrungen mit PPP
Last but not least ist es ein Phänomen öffent-
licher Bauprojekte im Rahmen der konventio-
nellen Beschaffung, dass diese häufig verspä-
tet und/oder wesentlich teurer als budgetiert 
fertig gestellt werden. Gerade hinsichtlich der 
Kosten- und Terminsicherheit haben PPP-Mo-
delle in Großbritannien ihre Vorteile bewiesen. 
Eine Umfrage der britischen Regierung im Jahr 
1999 zeigte für konventionelle Ausschreibun-
gen noch bei 73 Prozent aller Projekte Bud-
getüberschreitungen und bei 70 Prozent aller 
Projekte eine verspätete Übergabe an den Bau-
herrn auf. Hingegen wies eine im Jahr 2003 er-
arbeitete Studie des britischen Rechnungshofes 
zur Performance von PFI-Projekten aus, dass 
nur 22 Prozent aller PFI-Projekte eine Budget-
überschreitung und nur 24 Prozent eine Ter-
minüberschreitung hinnehmen mussten.

Versucht man nun Analogien zwischen briti-
schen und deutschen Wissenschaftseinrichtun-
gen zu ziehen, so scheitert dies zunächst an 
der direkten Vergleichbarkeit. Britische Univer-
sitäten sind zumeist privatwirtschaftlich organi-
siert und bekommen von der öffentlichen Hand 
nur Grundbudgets zur Verfügung gestellt. Um-
gesetzt wurden Projekte im Bereich von Sport-

POSIT ION ED. ZÜBLIN AG

Von der Baukompetenz  
zum Full Service-Dienstleister
Deutschland ist noch PPP-„Entwicklungsland“ – Potenzial für Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen

Ein Blick über die Grenzen zeigt: Seit Be-
ginn der PPP-Initiativen Anfang der neun-
ziger Jahre in Großbritannien wurden dort 
zwischenzeitlich über 560 Projekte mit ei-
nem Gesamtvolumen von über 35 Milliarden 
Euro im Rahmen von PPP-Modellen finan-
ziert und umgesetzt. Nachlaufende Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen beweisen, 
dass privat finanzierte Projekte in der Re-
gel 10 bis 20 Prozent günstiger verwirklicht 
werden konnten. 

18 special  Die Sicht der Bauunternehmen

Universität Beirut



wissenschaftsmanagement special 4/2005

anlagen und Studentenwohnheimen. Hierbei 
handelte es sich jedoch nicht um Standard-PFI-
Verträge. Für den Bereich Schulen kann gleich-
wohl aus Gründen der Vergleichbarkeit eine 
analoge Betrachtung in Großbritannien erfol-
gen. Hier hat die Britische Audit Commission 
bei PFI-Projekten eine deutliche Steigerung des 
Wertbeitrags (Value-for-Money) und der Pro-
zesseffizienz festgestellt. Immer wieder betont 
wird der Abbau des damals auch in Großbritan-
nien existierenden Investitionsrückstaus „on 
time“ und „to budget“. Neben den quantitativen 
Faktoren spielt in der positiven Beurteilung der 
Audit Commission auch die hohe Zufriedenheit 
bei Nutzern und Beschäftigten der geschaffe-
nen Einrichtungen eine große Rolle. Herrschte 
zuvor eine hohe Unzufriedenheit der britischen 
Bürger hinsichtlich der Zurverfügungstellung 
zeit- und bedarfsgemäßer öffentlicher Einrich-
tungen, so sind speziell Plätze an im Rahmen 
von PFI-Modellen erstellten und betriebenen 
Schulen unter britischen Schülern sehr begehrt.

Einsparungen bei Wissenschaftsimmobilien
Im Bereich von Wissenschaftseinrichtungen 
und Universitäten ist heute in Deutschland die 
Situation durchaus mit der Situation in Großbri-
tannien Anfang der neunziger Jahre vergleich-
bar. Es herrscht ein hoher Investitionsrück-
stau, die über die Jahre organisch gewachsene 
Infrastruktur ist nicht mehr bedarfsgerecht. 
Darunter leidet der Wissenschafts- und For-
schungsbetrieb speziell im Wettbewerb mit 
anderen Einrichtungen außerhalb Deutsch-
lands. Hochschulbau in Deutschland wird bis-
lang nur über „unvollkommene“ PPP-Modelle, 
wie zum Beispiel im Rahmen des Hochschul-
bauförderungsgesetzes-Leasing-Programmes 
(HBFG-Leasing) oder einer privaten Vorfinan-
zierung abgewickelt. Ganzheitliche, den ge-
samten Lebenszyklus umfassende PPP-Mo-
delle kamen bis dato nicht zur Anwendung. 

Betrachtet man die derzeitigen Zuständigkeiten 
in der deutschen Universitätslandschaft hin-
sichtlich des Gebäudebestandes, so lässt sich 
feststellen, dass nach wie vor eine starke Zer-
splitterung zu beobachten ist. Liegen zum Bei-
spiel in Baden-Württemberg die Bauunterhal-
tung und -sanierung nach wie vor im Bereich 
des Universitätsbauamtes, so ist für den Betrieb 

ein technischer Betriebsdienst der Universität 
zuständig. Durch Kompetenzbündelung sowie 
Strategiewechsel von einer durch mangelnde 
Finanzmittel getriebenen „Flickschusterei“ zu 
einer antizipatorischen Bauunterhaltung können 
in erheblichem Umfang über den Lebenszyk-
lus der Immobilie Einsparungen erzielt werden.

Referenzen
Die Ed. Züblin AG verfügt seit Jahren über brei-
te Erfahrungen in der Planung und Realisie-
rung von Forschungs- und Lehrstandorten. 
Das Kommunikations- und Medienzentrum der 
Universität Cottbus, die Mensa der Universi-
tät Bremen, die Fachhochschule der Polizei in 
Oranienburg, das Sportgymnasium in Neubran-
denburg sind nur einige Projekte, in denen die 
Ed. Züblin AG über die Errichtung beziehungs-
weise Sanierung hinaus weitere Dienstleistun-
gen (wie etwa Planen, Finanzierung, baulicher 
Unterhalt etc.) erbracht hat. Mit der Niersber-
ger Gebäudemanagement GmbH verfügt das 
Unternehmen auch über einen starken Part-
ner im Bereich des Facility Managements.

Beispiel Universität Beirut
Das umfassende Know-how Züblins im Be-
reich des Baus und der Unterhaltung von For-
schungs- und Lehreinrichtungen beweist die 
jüngst abgeschlossene Errichtung des neuen 
Campus der Universität Beirut. Im Rahmen die-

ses Projektes wurde im Herzen Beiruts ein Uni-
versitätskomplex mit acht Fakultäts- und For-
schungsgebäuden, neun Verwaltungs- und 
Wohngebäuden, großzügigen Sport- und Au-
ßenanlagen sowie technischen Anlagen zur 
autarken Versorgung des Universitätscam-
pus übergeben. Der Campus ist für insgesamt 
33.000 Studenten ausgelegt und entspricht  
europäischem Standard. Derzeit befin-
det sich die Ed. Züblin AG in der Verhand-
lung eines ganzheitlichen modularen Facili-
ty Management Konzepts für den Campus. 

Die Begleitung einer Immobilie über den ge-
samten Lebenszyklus genießt bei der Ed. 
Züblin AG einen hohen strategischen Stel-
lenwert. Im Fokus stehen analog zur ho-
hen technischen Kompetenz und Reputati-
on in der Planung und Errichtung vor allem die 
Übernahme des technischen Objektmanage-
ments im Sinne eines integrativen Lebens-
zyklusansatzes. PPP im Wissenschafts- und 
Bildungsbereich bildet dabei einen noch-
mals hervorzuhebenden Schwerpunkt.

Hanns-Peter Ohl 
Ed. Züblin AG

Studentenwohnungen der Universität Beirut
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Viele deutsche Kommunen befinden sich zur-
zeit in einer angespannten wirtschaftlichen Si-
tuation. Dabei müssen vielerorts dringende Sa-
nierungen an Schulen, Krankenhäusern und 
Verwaltungsgebäuden vorgenommen wer-
den. Ein schwieriges Unterfangen, im Hinblick 
auf die leeren öffentlichen Kassen. Angesichts 
dieser Tatsachen stellt sich bei der öffentli-
chen Hand immer häufiger die Frage, ob sol-
che Leistungen nicht besser von privatwirt-
schaftlicher Seite geleistet werden können.

Die Aufgabe
Vor genau dieser Frage stand auch der Kreis 
Offenbach. Hier sollen 100 Schulen an 95 
Standorten trotz fehlender finanzieller Mit-
tel möglichst zügig modernisiert werden, um 
ein gutes Lernumfeld herzustellen. Schließlich 
hat sich der Landkreis das ehrgeizige Ziel ge-

setzt, Bildungsstandort Nummer eins in Hes-
sen zu werden. Da in Zukunft leistungsfähi-
ge Schulen für junge Familien ein wesentliches 
Kriterium für die Wahl ihres Lebensmittelpunk-
tes sein werden, üben – neben der Qualität 
der Ausbildung – saubere Klassenräume und 
ein reibungsloser Unterrichtsablauf wesent-
lichen Einfluss auf deren Entscheidung aus.

Warum ein Privater?
Die angespannte Finanzlage des Kreises er-
forderte von den Verantwortlichen eine be-
sonders intensive Suche nach einer möglichst 
wirtschaftlichen Lösung. Diese Suche münde-
te in einer selbstbewussten Entscheidung des 
Kreises. Um eine nachhaltige Entwicklung der 
Schulgebäude zu sichern, wurde ein privater 
Partner mit Finanzierung, Sanierung und Be-
trieb der Schulgebäude beauftragt, der sich  
auf technische, infrastrukturelle und kaufmän-
nische Abläufe bei komplexen Projekten spezia-
lisiert hat. Denn gerade im sensiblen Bereich 
Schule und Bildung sind neben ausgereiften 
Verfahrensabläufen vor allem Transparenz und 
eine faire Partnerschaft entscheidend. Mit der 
Ausschreibung zur Sanierung und Bewirtschaf-
tung seiner Schulen gab der Kreis den Start-
schuss zu einem PPP-Pilotprojekt in Deutsch-
land.

Seit dem 1. Januar 2005 saniert und betreibt 
die HOCHTIEF PPP Solutions GmbH insgesamt 
49 Schulen des Kreises Offenbach mit 282 Ge-
bäuden auf Basis eines PPP-Vertrages. Das 
Projektvolumen beläuft sich auf etwa 410 Mil-
lionen Euro. Die Schulen befinden sich in den 
östlich gelegenen Orten des Kreises. Die zu die-
sem Zweck gegründete Projektgesellschaft 
HOCHTIEF PPP Schulpartner GmbH besteht aus 
der HOCHTIEF PPP Solutions GmbH (47,45 Pro-
zent) und der HOCHTIEF Facility Management 

POSIT ION HOCHTIEF

Eine Lösung, die Schule macht
Public Private Partnership: In enger Zusammenarbeit mit dem regionalen Mittelstand werden in Hessen 49 Schulen saniert

Ein Beispiel mit Gewicht: Seit Januar 2005 
realisiert die HOCHTIEF PPP Solutions GmbH 
im Kreis Offenbach das zurzeit größte Public 
Private Partnership-(PPP-)Projekt im öffent-
lichen Hochbau in Deutschland: In den öst-
lich gelegenen Orten des Landkreises finan-
ziert, saniert und betreibt das Unternehmen 
49 Schulen.

Goetheschule in Offenbach  
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GmbH (47,45 Prozent). Die übrigen 5,1 Pro-
zent hält der Kreis Offenbach, der durch die Be-
teiligung an der Projektgesellschaft ein starkes 
Mitspracherecht erhält und den Geschäfts-
führer für das Controlling stellt. Dieser koor-
diniert die Interessen des Kreises und hält als 
Schulbeauftragter engen Kontakt zu Lehrern 
und Eltern, um weiteren Optimierungsbedarf 
zu identifizieren und schnelle Lösungen her-
beizuführen. In regelmäßigen Abständen trifft 
sich der so genannte Beirat. Er besteht aus cir-
ka 20 Mitgliedern, welche die Interessen von 
Nutzern, Kreis und Entscheidern vertreten und 
den notwendigen Praxisbezug herstellen.

Bau und Betrieb 
Bereits nach drei Jahren werden 40 Pro-
zent der Schulgebäude und Außenanlagen sa-
niert sein. Bis 2009 werden sämtliche Maß-
nahmen abgeschlossen. Damit wird der vom 
Kreis Offenbach vorgegebene Instandsetzungs-
zeitraum deutlich unterschritten. Der Vertrag 
umfasst zudem die Finanzierung der Bauar-
beiten sowie den Betrieb der 49 Schulen in-
klusive der Außenanlagen und der technischen 
Systeme. Die Projektgesellschaft investiert in-
nerhalb der ersten fünf Jahre 100 Millionen 
Euro in die Sanierungs- und Modernisierungs-
maßnahmen. Die Finanzierung erfolgt über 

eine einredefreie Forfaitierung. Oberste Prio-
rität bei den Arbeiten hat die kurzfristige Um-
setzung von Sicherheits- und Brandschutzbe-
stimmungen. Schäden, die die Sicherheit des 
Schulbetriebs gefährden oder die Nutzung der 
Schule beeinträchtigen, werden von HOCH-
TIEF schnellstmöglich behoben. Dadurch erhö-
hen sich nicht zuletzt auch der Immobilienwert 
und die Restnutzungsdauer, wenn die Schulen 
am Ende der 15-jährigen Vertragslaufzeit an die 
öffentliche Hand zurück übertragen werden. 

Von zentraler Bedeutung ist neben der Moder-
nisierung der Schulgebäude natürlich auch de-
ren Betrieb. Dieser wird bis zum Jahr 2019 
von HOCHTIEF Facility Management, Spezia-
list für integriertes Facility Management, über-
nommen. Neben der technischen und bauli-
chen Instandhaltung ist die Umsetzung eines 
modernen Energiekonzepts unter ökologischen 
Aspekten eine wichtige Aufgabe der Exper-
ten für Gebäudemanagement. Mit Hilfe neues-
ter Technologien wird künftig täglich eine Er-
fassung der Energiedaten vorgenommen. Durch 
deren Auswertung ist es HOCHTIEF Facility Ma-
nagement möglich, die Prozesse und damit 
den Verbrauch kontinuierlich zu optimieren.

Dem Kreis steht darüber hinaus eine zentrale 
Störmeldezentrale zur Verfügung. An diesem so 

genannten Help-Desk bearbeiten kompetente 
Mitarbeiter von HOCHTIEF Facility Management 
an sieben Tagen pro Woche rund um die Uhr die 
eingehenden Meldungen und sorgen so schnell 
für Lösungen bei auftretenden Problemen. 
HOCHTIEF Facility Management bringt bei der 
Bewirtschaftung der Offenbacher Schulen um-
fassendes Know-how aus Branchensegmenten 
wie Flughäfen, der Automobilindustrie oder dem 
Betrieb von medizinischen Einrichtungen ein.

Insgesamt 84 Mitarbeiter der Projektgesell-
schaft werden in den nächsten 15 Jahren für 
einen reibungslosen Schulbetrieb sorgen. 67 
davon – darunter die Hausmeister der Schu-
len – werden vom Kreis übernommen. Die 
Projektgesellschaft wird zudem intensiv mit 
dem regionalen Mittelstand zusammenarbei-
ten: Geplant ist die Vergabe von 80 Prozent der 
Leistungen an Unternehmen aus der Region. 

Kosten-Nutzen-Analyse
Die Zusammenarbeit mit dem privaten Partner 
garantiert aber nicht nur eine schnelle Instand-
setzung und eine effiziente Bewirtschaftung 
der Schulgebäude. Sie bedeutet für den Kreis-
haushalt langfristige und überschaubare Plan-
barkeit: Der Kreis Offenbach zahlt ein gleich-
bleibendes monatliches Nutzungsentgelt und 
erlangt so Planungssicherheit für die gesamte 
Betriebsdauer. Die aktuelle Haushaltssituation 
und der Zustand der Schulen machen deutlich, 
dass es für den Kreis Offenbach keine alter-
native zu PPP gab: 90 Prozent der Kreistagsab-
geordneten stimmten der Vergabe an HOCHTIEF 
und damit einer öffentlich-privaten Partner-
schaft zu. In Eigenregie hätte der Kreis 25 Jah-
re gebraucht, um diese Aufgabe zu bewältigen. 
Zudem spart die öffentliche Hand dank des 
PPP-Modells 90 Millionen Euro gegenüber der 
Eigenerledigung. Dies bedeutet einen Effizienz-
vorteil von fast 20 Prozent. Dank des PPP-Mo-
dells kann sich der Kreis ausschließlich auf 
seine Kernaufgaben konzentrieren, ohne sein 
Eigentum zu veräußern.

    Bernd Joachim Romanski 
Bernward Kulle 

HOCHTIEF 
Facility Management

Geschwister-Scholl-Schule in Mühlheim am Main
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Das Gesamtportfolio der Bilfinger Berger AG, in-
dem sowohl Immobilien als auch Infrastruk-
turprojekte enthalten sind, umfasst zurzeit 17 
Projekte mit einer Eigenkapitalbindung von 
rund 180 Millionen Euro sowie einem Inves-
titionsvolumen von circa vier Milliarden Euro. 
In Deutschland befinden sich bereits zahlrei-
che Immobilien als PPP-Projekte in der Ent-
wicklungs- und zum Teil in der Realisierungs-
phase. Insgesamt ist in diesem Bereich eine 
zunehmende Dynamik zu verzeichnen.

Frühzeitige Einbindung 
Kern der Partnerschaft zwischen dem öffentli-
chen und privaten Partner ist die durchgängige 
vertragliche Bindung und Verantwortung des 
privaten Partners zur Optimierung der Immo-
bilie über den gesamten Lebenszyklus. Dies 

betrifft sowohl die Entwicklungs-, Planungs- 
und Bauphase als auch die Betriebs- sowie 
zwischenzeitliche Revitalisierungsphasen. 
Hierin liegen die beiden systemimmanenten 
Erfolgsfaktoren von PPP begründet: Zum einen 
betrifft dies die frühzeitige Einbindung des Bau-
dienstleisters, dessen Ausführungs- und Betrei-
ber-Know-how bereits ab Beginn des Projekts 
genutzt werden kann, wenn die entscheidenden 
Weichenstellungen bezüglich der Lebenszyk-
luskosten vorgenommen werden. Zum anderen 
wird das Interesse der Vertragspartner auf die 
Optimierung der Immobilie über den gesamten 
Lebenszyklus gelenkt. So ergeben sich durch 
PPP-Vorzüge für den öffentlichen Partner, zum 
Beispiel entfällt das gewöhnlich hohe Investiti-
onsvolumen zu Beginn der Planung und Errich-
tung der Immobilie. Die erforderlichen Mittel 

POSIT ION B ILF INGER BERGER

Lebenszyklusorientierung  
ist entscheidender Erfolgsfaktor
Der internationale Baudienstleister Bilfinger Berger bildet unter der Marke i.volution  
den gesamten Lebenszyklus der Immobilie ab

Public Private Partnership (PPP) wird bei 
Entwicklung, Bau und Betrieb von Immobili-
en seit vielen Jahren im Ausland erfolgreich 
praktiziert. Die Bilfinger Berger AG ist seit 
15 Jahren an dieser Entwicklung beteiligt 
und hat seitdem kontinuierlich ihr Know-
how in diesem Geschäftsfeld weiterentwi-
ckelt. Das Spektrum im Bereich Immobilien 
erstreckt sich dabei von Bildungseinrich-
tungen über Gefängnisse und Krankenhäu-
ser bis hin zu kommunalen Einrichtungen 
wie Schwimmbädern sowie Gebäuden der 
öffentlichen Verwaltung. Bilfinger Berger 
beteiligt sich dabei im Rahmen der Partner-
schaft häufig, je nach Anforderung der öf-
fentlichen Hand, auch mit Eigenkapital an 
der Finanzierung der Projekte.

Bilfinger Berger modernisiert und erweitert die Schuleinrichtungen in der englischen Grafschaft Bedford-
shire und übernimmt für 30 Jahre den Betrieb.
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werden hier über eine private Finanzierung 
beschafft. Für den öffentlichen Partner erge-
ben sich hierdurch kontinuierlich anfallende 
Zahlungsverpflichtungen (für Investitions- und 
Betriebskosten) über die gesamte Vertragslauf-
zeit. Insgesamt werden dadurch die Ausgaben 
öffentlicher Haushalte besser planbar. Die 
Vertragslaufzeiten betragen dabei in der Regel 
zwischen 20 und 35 Jahren. 

Lebenszyklus-Kosten

Die Handhabung der Instandhaltung und  
-setzung bietet einen weiteren Pluspunkt: Die 
knappen Haushaltsmittel der öffentlichen Hand 
führen derzeit häufig dazu, dass notwendi-
ge Instandhaltungen verzögert oder gar un-
terlassen werden. Die Konsequenz ist eine 
überproportionale Steigerung der Reparatur-
kosten im gesamten Lebenszyklus. Dagegen 
sind im PPP-Modell Instandhaltungs- und Mo-
dernisierungszyklen vertraglich festgelegt und 
unterliegen nicht der Anspannung öffentli-
cher Haushalte. Im Ergebnis führt dies zu ei-
ner gleichbleibend hohen Nutzungsqualität.

Von besonderer Bedeutung ist auch der Zu-
sammenhang zwischen den Investitions- und 
den Betriebskosten. Bei der klassischen Pro-
jektabwicklung werden zu Beginn häufig not-
wendige Investitionen, die später zu niedrige-
ren Betriebskosten führen würden, unterlassen. 
Zumeist wird mit dem begrenzten Budget für 
die Erstellung der Immobilie argumentiert. An 

anderen Stellen werden nicht selten Investi-
tionen vorgenommen, die sich über den Le-
benszyklus der Immobilie nicht amortisieren. 
Im PPP-Modell hingegen werden Investiti-
ons- und Betriebskosten durch ganzheitliche 
Betrachtung in ihrer Gesamtheit optimiert. 

Erfahrungen aus Projekten in angelsächsischen 
Ländern zeigen, dass über den gesamten Le-
benszyklus der Immobilie Kosteneinsparun-
gen bis zu 20 Prozent erreicht werden können. 

i.volution
Unter der Marke i.volution vermarktet seit An-
fang des Jahres 2005 die Bilfinger Berger AG 
ihr ganzheitliches Beratungs-, Bau- und Dienst-
leistungsangebot für jede Phase im Lebens-
zyklus von Immobilien. Insbesondere für PPP-
Projekte ist dieses Angebot von besonderem 
Nutzen, da die zuvor genannten Wechselwir-
kungen durch die vorhandene Zyklus umfas-
sende, ganzheitliche Kompetenz eine Ge-
samtoptimierung ermöglichen. Der Begriff 
i.volution bringt hierbei auch zum Ausdruck, 
dass erfolgreiche Immobilien mit Blick auf die 
sich wandelnden Rahmenbedingungen ei-
ner ständigen Fortentwicklung unterliegen. 

Geeignete Werkzeuge, die im Rahmen von 
i.volution eingesetzt werden, sind etwa Berech-
nungsmethoden, mit deren Hilfe bereits in der 

Entwicklungsphase eine Analyse der wesentli-
chen Kostentreiber vorgenommen werden kann. 
Relevante Ansatzpunkte für die Optimierung der 
Lebenszykluskosten werden bereits auf dieser 
Projektstufe identifiziert. Die realitätsnahe Be-
rechnung der Bau- und Betriebskosten in dieser 
Phase ermöglicht eine speziell entwickelte Prog-
nosesoftware, welche zugleich die Auswirkung 
unterschiedlicher Planungsvarianten aufzeigt.

Sowohl in der Immobilienwirtschaft als auch 
bei der öffentlichen Hand stößt i.volution mit 
dem Ansatz der Lebenszyklusorientierung im 
Immobilienmanagement auf großes Interes-
se. Auch für den Bereich Universitäten und wis-
senschaftliche Einrichtungen bietet eine lang-
fristig angelegte Zusammenarbeit mit einem 
privaten Partner bei der Entwicklung von Lie-
genschaften im Rahmen von PPP-Projek-
ten eine lohnende Perspektive: Die lebenszyk-
lusorientierte Herangehensweise, verbunden 
mit dem Know-how des privaten Partners bie-
ten auch hier erhebliche Kosteneinsparungen. 
Die dadurch frei werdenden Finanzmittel ste-
hen für die Kernaufgaben dieser Einrichtun-
gen – Lehre und Forschung – zur Verfügung. 

Hans Helmut Schetter 
Shervin Haghsheno 
Bilfinger Berger AG

i.volution – das ganzheitliche Beratungs-, Bau- 
und Dienstleistungsangebot der Bilfinger Ber-
ger AG für jede Phase im Lebenszyklus von Im-
mobilien

Britische Botschaft in Berlin – Erstes deutsches PPP-Projekt im Hochbau, realisiert durch Bilfinger Berger
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Der Landkreis Löbau-Zittau hat sich sehr 
früh der Aufgabe gestellt, die betriebs-
internen Kosten zu reduzieren. Steuergel-
der einsparen und finanzielle Spielräu-
me für zukunftsorientierte Aufgaben zu 
schaffen, darin lag das Ziel. Die europa-
weite Ausschreibung des Landkreises im 
Frühjahr 2004 deckte das gesamte Spek-
trum des Gebäudemanagements sowie 
liegenschaftsübergreifende Kurier- und Ver-
sorgungsdienste ab. Im Mai 2004 erhielt die 
b.i.g-Gruppe den Auftrag. Auch wenn zum 
Zeitpunkt der Ausschreibung nicht explizit 
formuliert, so handelt es sich bei den über-
nommenen Aufgaben um den Teilbetrieb  
eines PPP-Projektes.

Zu den Aufgaben des Gebäude- und Liegen-
schaftsmanagements, den die Filiale im Land-
ratsamt Löbau-Zittau steuert und koordiniert, 
gehört der gesamte Betrieb von 6 Verwal-
tungsgebäuden mit rund 24.000 Quadratme-
tern (m²) Baugrundfläche (BGF), 18 Schulen 
und 6 Sporthallen mit insgesamt rund 85.000 
m² BGF, 28 sonstige Gebäude mit über 40.000 
m² BGF sowie Freiflächen von 810.000 m². 
Der Faktor Betriebskosten ist für die Gesamt-
kostenanalyse bei einer Nutzungszeit von 35 
bis 50 Jahren für ein Gebäude entscheidend.

Neben den klassischen Leistungen im Schul-
management, wie zum Beispiel der Haustech-
nik, den hausmeisterlichen Tätigkeiten oder 
auch dem Verkauf der Schulmilch, kommt der 
Energieoptimierung eine besondere Bedeutung 
zu. Vorrangiges Ziel ist es, den Verbrauch kurz-
fristig und nachhaltig zu senken, ohne dass er-
hebliche Investitionen notwendig werden. Erste 
Erfolge sind bereits sichtbar: Durch sinkenden 
Energieverbrauch können die Energiepreisstei-
gerungen weitgehend aufgefangen werden.

Für das Landratsamt umfasst der administra-
tive Bereich die Führung der Liegenschafts-
akten, das Versicherungswesen, Vertragsma-
nagement rund um die Immobilie und den 
Fahrzeugpark, Ausschreibungen und Angebots-
prüfung sowie Schadensabwicklung und In-
kasso. In den zentralen Dienstleistungen der 
b.i.g.-Gruppe für das Landratsamt sind der 
Empfang, der Poststellenservice, die Telefon-
zentrale, der Chauffeur- und Kurierdienst, das 
Fuhrparkmanagement sowie weitere Sicher-
heits- und Kontrolldienste zusammengefasst.

Personalfrage
Vor der Projektübernahme zum Juni 2006 führ-
ten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Land-
ratsamtes die oben genannten Aufgaben durch. 

Daher mussten Lösungen für den Personalü-
bergang ab dem Beginn der Übernahme der 
Dienstleistungen durch die b.i.g.-Gruppe er-
arbeitet werden. Auf Grundlage der Regelun-
gen des § 613 (a) des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches wurde das Personal übernommen. Dabei 
erfolgte in diesem Jahr auch der Übergang aus 
den Tarifverträgen für den öffentlichen Dienst 
in den maßgeblichen allgemeinverbindlichen 
sächsischen Tarifvertrag. Die Mehrzahl der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter entschied sich 
für einen Wechsel zur b.i.g.-Gruppe. In Fällen 
von bereits begonnenen Altersteilzeiten blie-
ben die Mitarbeiter formell beim Landratsamt 
angestellt, ihre Arbeit erbringen sie jedoch in-
nerhalb der Aufgaben der b.i.g.-Gruppe. Einige 
Tätigkeitsgebote beziehungsweise Tätigkeits-
verbote in den Tarifverträgen des öffentlichen 
Dienstes sind nun nicht mehr relevant, so dass 
zum Beispiel ein Elektriker die Grünanlagen-
pflege oder den Winterdienst unterstützt, wenn 
keine fachspezifischen Arbeiten anliegen.

Nach dem ersten Betriebsjahr beträgt die Kos-
tenentlastung für das Landratsamt rund 20 Pro-
zent der ehemaligen Sach- und Personalkosten. 
In Summe wurde der notwendige Personalbe-
darf von 34,5 Mitarbeiter/innen auf 27,5 Mit-
arbeiter/innen reduziert, bei gleicher Qualität 
der Leistung. Hierbei sind die 1,5 Mitarbei-
ter/innen der b.i.g.-Gruppe für die Führungs- 
und Steuerungsaufgaben bereits berücksich-
tigt. Geänderte Tarifverträge, aber insbesondere 
die optimierte Personaleinsatzplanung und 
-steuerung lassen diese Einsparungen zu. 

Jürgen Hain 
b.i.g.-Gruppe

POSIT ION B. I .G-GRUPPE

Schulmilch und Energie  
hängen zusammen
PPP offenbart Zusammenhänge – Betriebskosten rasch um ein Fünftel reduziert
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PPP umfasst alle sektorübergreifenden (pub-
lic/private) Kooperationen zur Nutzung von 
Synergien. Es reicht somit von der Finanzie-
rung bis zur gemeinsamen Anlagennutzung 
und ist unabhängig von der rechtlichen Aus-
gestaltung der jeweiligen Lösung zu sehen.

Nachfolgend werden kurz drei Beispiele dar-

gestellt, die aus unterschiedlichen rechtlichen 

Strukturen der Universität Linz (JKU) stammen.

Beispiel aus den neunziger Jahren:
Ausgangslage:
■   Die JKU hatte dringenden Raumbe-

darf, verfügte aber weder über Grund 

noch über Finanzmittel. Sie besaß je-

doch eine Baustabsstelle mit Planungs- 

und Überwachungskompetenzen.

■   Die Rechtslage erlaubte nur eine 

PPP-Lösung für ein neues Gebäu-

de im Zusammenhang mit dem Be-

trieb eines Forschungsinstituts.

PPP-Lösung:
■   Zwei Banken errichteten ein Gebäu-

de mit 2.500 Quadratmetern Nutzflä-

che unter Nutzung der JKU-Baustabs-

stelle. Die Universität wurde Mieter 

mit 50-jähriger Vertragslaufzeit.

■   Die Ziele der Partner wurden erreicht: Heu-

te befinden sich in dem Gebäude zwei 

Bankfilialen, eine Buchhandlung, ein Café, 

ein Reisebüro sowie in den Obergeschos-

sen das Bankenforschungsinstitut und ad-

ministrative Abteilungen der Universität.

Beispiel aus 2000-2003: 
Ausgangslage:
■   Die Universitätsimmobilien sind auf die 

bundeseigene Bundesimmobiliengesell-

schaft übergegangen und stehen weiter-

PPP IM EUROPÄISCHEN AUSLAND

Vielfalt unternehmerischer  
Kooperation als Richtwert
Beispiele aus der Johannes Kepler Universität Linz

Bankengebäude der Universität Linz
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hin nicht in der Verfügung der Universitä-
ten, die auch die finanziellen Ressourcen 
für Bauvorhaben nicht besitzen.

■   Die Rechtslage erlaubt den Universitä-
ten, im Rahmen der Teilrechtsfähigkeit 
auch PPP-Verträge abzuschließen, sofern 
die finanzielle Bedeckung gegeben ist.

PPP-Lösung:
■   Zur Linderung der Raumnot wurde ge-

meinsam mit der Bundesimmobiliengesell-
schaft ein Gebäude mit 4.000 m² Nutzflä-
che errichtet, das für die Nutzung durch 
„Drittmittel-Aktivitäten“ gewidmet ist.

■   Eine Teilfinanzierung konnte durch Land  
und Stadt sichergestellt werden, die rest-
liche Bedeckung war durch die Mietein-
nahmen von Dritten gegeben.

■   Die JKU-Baustabsstelle sorgte für die spar-
same Mittelverwendung. Der sich daraus 
ergebende Baukostenvorteil erreichte ei-
nen beachtlichen, zweistelligen Prozentsatz.

Aktuelles Beispiel
Ausgangslage:
■   Für die JKU ist es dringend erforder-

lich, ausgelagerte Bereiche auf den 
Campus zurückzuholen und weite-

re Räumlichkeiten für Kooperations-
partner und Spin-offs zu schaffen.

■   Die Rechtslage der JKU hat sich wesent-
lich verändert: Sie ist eine vollrechtsfähige, 
selbständige Universität, die auch Kredite 
aufnehmen kann. Immobilien und Finanz-
mittel sind jedoch weiterhin nicht bezie-
hungsweise nicht ausreichend verfügbar.

PPP-Lösung (derzeit in Verhandlung):
■   Die Vorgangsweise ist wie beim vori-

gen Beispiel geplant, wobei die JKU-
Baustabsstelle wesentlich an der Re-
alisierung beteiligt sein wird.

■   Die finanzielle Bedeckung erfolgt aus meh-
reren Quellen: Bei Aufnahme ausgelager-
ter Institute durch freiwerdende Fremdmie-
ten, bei Übersiedlung eines Fachbereichs 
durch Budgetmittel für Sanierungserfor-
dernisse und bei Drittmietern (Spin-offs 
etc.) durch laufende Mietzahlungen.

Fazit
Die Erfolgsfaktoren bei Projekten sind bei 
den Universitäten dieselben wie sonst auch: 
Zeit und Ressourcen bestimmen die jeweili-
ge Projektgestaltung. Durch die Einführung 
unternehmensähnlicher Strukturen bei den 
Universitäten Österreichs verliert der PPP-Be-
griff jedoch an Bedeutung, da nunmehr alle 
denkbaren Kooperationsmöglichkeiten of-
fen stehen (wogegen die finanziellen Res-
sourcen weiterhin den Engpass bilden).

Franz Wurm 
Finanz- und Ressourcenmanagement  

Johannes Kepler Universität (JKU) Linz
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Der moderne Staat wandelt sich vom Leis-
tungs- zum Gewährleistungsstaat. Aufga-
ben, die nicht zu seinem Kernbereich zäh-
len, werden vermehrt in Zusammenarbeit 
mit Privaten erfüllt. Nebst Auslagerungen 
und anderen Formen der Aufgabendelegati-
on wie Contracting Out/Outsourcing gewinnt 
die partnerschaftliche Leistungsbereitstel-
lung und -erfüllung in der Form von Pub-
lic Private Partnership (PPP) dem internati-
onalen Trend folgend auch in der Schweiz 
an Bedeutung. Dass dabei auch die Zu-
nahme der Komplexität öffentlicher Aufga-
ben sowie die schlechte Finanzlage der öf-
fentlichen Haushalte und damit verbundene 
Sparanstrengungen eine wesentliche Rolle 
spielen, liegt auf der Hand. 

Aus internationalen Erfahrungen lässt sich mit 
PPP ein Sparpotenzial von bis zu 20 Prozent 
nachweisen, in Großbritannien beispielsweise 
im Durchschnitt 17 Prozent. In den Niederlan-
den generierten zwei Straßenprojekte 14 bezie-
hungsweise 30 Prozent Mehrwert. In Deutsch-
land liegen die Effizienzvorteile im Hochbau 
bei circa 15 Prozent. PPP kann gewisserma-
ßen als dritter Weg zwischen Verwaltungsre-
formen, Stichwort New Public Management 
(NPM) und Vollprivatisierung gesehen werden. 
Damit verbunden ist ein Wandel zu einer Kul-
tur des Vertrauens, des gegenseitigen Verständ-
nisses und Voneinanderlernens – ausgerichtet 
auf ein gemeinsames, gemeinwohlorientier-
tes und damit nicht bloß ökonomisches Ziel.

PPP-Tradition in der Schweiz
In der Schweiz besteht sowohl bezüglich des 
öffentlichen Beschaffungswesens wie auch der 
kooperativen Aufgabenerfüllung eine Tradition, 
ohne dass aber während langer Zeit von PPP 
gesprochen worden wäre. Prominente Beispie-

le sind konzessionierte Infrastrukturunterneh-
men (zum Beispiel Privatbahnen), gemischt-
wirtschaftliche Unternehmen, gemeinnützige 
Vereine oder Stiftungen, Bürgerengagements 
(zum Beispiel Gemeinwerke) sowie ein Be-
schaffungsmarkt von etwa 25 Milliarden Euro. 
Erst seit Anfang dieses Jahrtausends wer-
den derartige Kooperationen zwischen Staat 
und Privaten bei der Gewährleistung öffentli-
cher Aufgaben unter dem Label PPP thema-
tisiert und auch in der wissenschaftlichen Li-
teratur diskutiert, siehe dazu umfassend die 
jüngst erschienene Studie „Public Private Part-
nership in der Schweiz, Grundlagenstudie – 
Ergebnis einer gemeinsamen Initiative von 
Wirtschaft und Verwaltung“, Zürich 2005, he-
rausgegeben von Urs Bolz. Aus der mittlerwei-
le stattlichen Fülle von Projekten mit deutlichen 
PPP-Elementen hervorgehoben seien bezüg-
lich Bildungswesen die PPP „Schulen ins Netz 
(SiN)“ sowie das International Packaging Ins-
titute (IPI) Kompetenz- und Weiterbildungs-
zentrum für Verpackungstechnologie. Erwähnt 
seien zudem das Kultur- und Kongresszent-
rum Luzern (KKL) und die Parkhaus AG Zürich.

Blick in die Zukunft
Das PPP-Potenzial wird in der Schweiz hoch 
eingestuft: insbesondere in den Bereichen 
Hochbau (Effizienzsteigerungen und Professio-
nalisierung des Managements öffentlicher Im-
mobilien, Facility Management, Lebenszyk-
lusansatz), Verkehr, Standortentwicklung und 
eGovernment – aber auch bezüglich Bildungs-
wesen, Kultur, Sport, Armee-Logistik, Gesund-
heits- und Sozialpolitik, Justizvollzug sowie 
Ver- und Entsorgung. PPP erschöpft sich da-
bei nicht in einer Finanzierungs- oder Be-
schaffungsalternative, sondern schließt echte 
Partnerschaften bei der Erfüllung öffentli-
cher Aufgaben mit ein. Daran ist im Bereich 

von Hochschulen anzuknüpfen: Über die Pro-
jektierung/Planung, den Bau und den Betrieb 
von Infrastrukturanlagen können und sollen 
PPP noch vermehrt auch in Lehre und For-
schung zur Anwendung gelangen. Gesponser-
te Professuren, gemeinsame Forschungsein-
richtungen sowie Forschungskooperationen 
auch mit privaten Institutionen stellen aktuel-
le Beispiele dar, die entwicklungsfähig sind.

Erfolgsfaktoren
Der Erfolg von PPP-Projekten hängt aufgrund 
der Erfahrungen im In- und Ausland von ei-
ner Reihe von wesentlichen Faktoren ab: Dazu 
zählen insbesondere die Standardisierung der 
Verfahren zur Prüfung der PPP-Eignung (Kri-
terienkatalog, PPP-Eignungstest, Wirtschaft-
lichkeitstest, Risikoabschätzung) sowie der 
Abwicklung einer PPP (Partnersuche/-wahl, 
Vertragsgestaltung/Streitschlichtungsmecha-
nismen, Controlling, Abschluss). Zudem müs-
sen verschiedene rechtliche Rahmenbedin-
gungen verbessert werden (insbesondere im 
Beschaffungs- und Finanzrecht sowie im Steu-
errecht). Hochschulen müssen überdies über 
eine hinreichende Organisationsautonomie 
verfügen. Unangetastet bleiben hingegen die 
staats- und verwaltungsrechtlichen Grundwerte 
wie die (direkt-)demokratischen Mitwirkungs-
rechte, die Grundrechte, das Legalitätsprin-
zip und andere Grundsätze rechtsstaatlichen 
Handelns – und zwar für den Staat wie für die 
mit öffentlichen Aufgaben betrauten Privaten.

Andreas Lienhard 
Kompetenzzentrum für Public Management 

Universität Bern

PPP IM EUROPÄISCHEN VERGLEICH

Es geht hoch hinaus
Situationsanalyse des Kompetenzzentrums für Public Management an der Universität Bern
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Der Thementag „Public Private Partnership 
bei Bau und Betrieb von Einrichtungen der 
Wissenschaft“ am 2. - 4. Juni 2005 in Mann-
heim diskutierte neue Formen der Zusam-
menarbeit zwischen öffentlich geförderter 
Wissenschaft und privater Wirtschaft. Für 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
wird dies angesichts knapper Budgets zu-
nehmend attraktiv. Der Thementag bot ei-
nen Einblick in die aktuellen Entwicklungen 
einer PPP im Bauwesen wissenschaftlicher 
Einrichtungen. Vertreter des Baubereichs 
stellten Anwendungsbeispiele aus der Pra-
xis vor, welche die ökonomischen Vorteile 
des Systemwechsels vom zuvor öffentlichen 
in den privaten Sektor belegten. Bisher fehlt 
es indes an dokumentierten Modellen in der 
überwiegend öffentlich organisierten Wis-
senschaft in Deutschland. 

Die während des Thementages geführ-
ten Diskussionen werden durch die nachfol-
genden 12 Speyerer Thesen illustriert. Weil 
sie die Diskussionsbeiträge der Tagungs-
teilnehmer spiegeln, können sich die The-
sen in manchen Punkten widersprechen.

These 1
Der einerseits schlechte bauliche Zustand der 
Bildungseinrichtungen mit seinem sehr hohen 
Sanierungsbedarf sowie andererseits die ak-
tuelle Finanzmisere der öffentlichen Hand er-
zwingen die Prüfung neuer Möglichkeiten. Die 
Realisierung von Bau und Betrieb von Bildungs-
einrichtungen in einer PPP muss als eine Mög-
lichkeit immer ernsthaft geprüft werden.

These 2
Eine klare Definition des Begriffes „PPP“ auch 
für Einrichtungen der Wissenschaft und die Ab-
grenzung zu anderen Modellen wie forma-

le Privatisierung, Outsourcing oder ähnliches 
verbessert die Kommunikation und das ge-
meinsame Verständnis zwischen den Beteilig-
ten. Dadurch können dann auch die vorgenom-
menen Anpassungen an das jeweilige Projekt 
in der Öffentlichkeit deutlich gemacht werden.

These 3
Die Einrichtungen der Wissenschaft sollten 
sich hinsichtlich der Entwicklung ihrer Kom-
petenzen und Profile stärker strategisch ver-
halten. Eine langfristige Zielbildung und Pla-
nung der Bildungseinrichtung erlaubt auch die 
Optimierung des Immobilienbestandes. Ne-
ben einem langfristigen Planungshorizont 
braucht die öffentliche Hand ein Vertragscon-
trolling der langfristigen Verträge mit umfas-
sender Dokumentation und personeller Konti-
nuität in Ausschreibungs- und Betriebsphase.

These 4 
Im Rahmen der soliden Vorarbeit zu einem 
PPP-Projekt sollten die Bildungseinrichtun-
gen die gewünschten Ergebnisse klar definie-
ren. Aus der Nutzerperspektive sollten die An-
forderungen an das Projekt hinsichtlich der 
gewünschten Leistungen und Ergebnisse und 
nicht hinsichtlich der eingesetzten Mittel und 
Wege ermittelt werden. Keine Lösung soll-
te von vornherein ausgeschlossen werden.

These 5
PPP stellt für Bildungseinrichtungen nicht nur 
ein Finanzierungsinstrument dar, sondern ein 
Vorgehen zur Generierung von Qualitäts- und 
Effizienzvorteilen. Die Konzeption des Projek-
tes aus einer Hand ermöglicht die Nutzung der 
sehr effizienten Möglichkeiten der Kostenbe-
einflussung in der frühen Planungsphase des 
Projektes. Dazu sind Kenntnisse über die Kos-
tenfolgen von Planungsentscheidungen erfor-

derlich. Eine rechtlich eigenständige Positi-

on des Bereitstellers der Flächen ist von Nut-

zen, weil zusätzliche Wünsche immer transpa-

rent mit Folgekosten verknüpft werden können.

Mögliche Vorteile, die auf Seiten der Bildungs-

einrichtung bereits durch eigene Optimierung 

erreicht werden können, müssen geprüft wer-

den. Die PPP-Variante darf nur mit der vorher 

optimierten Eigenleistung verglichen werden.

These 6 
Für die Vergabe ist eine ABC-Ausschreibung 

ein geeignetes Vorgehen. Dabei wird die Ge-

samtleistung projektspezifisch in verschiede-

ne Leistungen und Möglichkeiten zerlegt. Die-

se umfassen sowohl die Ausschreibung von 

Teilleistungen als auch der Gesamtleistung. Eine 

ABC-Ausschreibung erlaubt so den direkten Ver-

gleich der PPP-Lösung mit der konventionel-

len, in Teilleistungen fragmentierten Vergabe. 

Eine wirkliche Vereinfachung des Vergaberechts 

könnte die Rechtssicherheit bei jeder Vergabe 

deutlich erhöhen. Dieses Hemmnis erschwert 

eine PPP mehr als eine konventionelle Vergabe. 

These 7
Der Wirtschaftlichkeitsvergleich ist weiter zu 

entwickeln und zu standardisieren, um eine ge-

meinsame Diskussionsgrundlage zu haben.

Die bei der Eigenerstellung entstehenden Kos-

ten müssen besser erfassbar werden. Eine Ist-

kostenrechnung auf Basis der Vollkosten liefert 

die Daten für den Vergleich der Alternativen. 

Die Transaktionskosten von PPP sind auch 

deswegen so hoch, weil Daten zu den beste-

henden Kosten fehlen und aufwändig ermit-

telt oder simuliert werden müssen. Die Infor-

mationen aus abgewickelten Projekten sollen 

als Referenz öffentlich zugänglich sein.

ERGEBNIS

„12 Speyerer Thesen“
Public Private Partnership bei Bau und Betrieb von Einrichtungen der Wissenschaft
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These 8 
Für die Realisierung im Rahmen einer PPP muss 
das Projekt eine geeignete Größe haben und ein-
fache Regelungen müssen gefunden werden.

Standardformularverträge können die Durch-
führung eines Projektes deutlich vereinfa-
chen und so die Anbahnungskosten sen-
ken. Diese werden momentan von der 
PPP-Taskforce des Bundes formuliert.

These 9
Der Partnerschaftsgedanke muss 
im Vordergrund stehen.

Die Langfristigkeit der vertraglichen Bindung 
erlaubt beiden Partnern, den anderen auszu-
nutzen. Die Gewinnerzielungsabsicht des pri-
vaten Partners ist legitim. Nur ein Partner 
mit Gewinnen hat ein langfristiges Interes-
se am Projekt. Vorteile aus dem Projekt sol-
len aber auch der Wissenschaftseinrichtung 
zu Gute kommen. Die Erhaltung des gegen-
seitigen Vertrauens sollte durch eine differen-
zierte Vertragsgestaltung ergänzt werden.

These 10
Eine PPP als Modell eignet sich vorwiegend für 
Immobilien, deren Anforderungen sich über ei-
nen längeren Zeitraum nicht ändern, wie Hör-
säle, Studentenwohnheime, Kantinen, Ver-
waltungsgebäude. Kritischer einzuschätzen 
sind Gebäude mit einem hohen Anteil an Ins-
tallationen wegen der schnellen technologi-
schen Veränderungen. Dennoch gibt es auch 
hier Möglichkeiten, Einsparungen zu erzie-
len, zum Beispiel durch kreative Belegungs-
konzepte (Teilung mit dem privaten Partner).

These 11
Eine PPP kann nur dann günstiger als die  
konventionelle Vergabe sein, wenn neben  
den Mehrkosten aus Umsatzsteuernachteilen,  
Beraterkosten und höheren Kreditmargen  
Effizienzvorteile gewonnen werden. Kosten-
vorteile können sich aus der Betrachtung 
über den gesamten Lebenszyklus der Im-
mobilie, der Übernahme des Betriebs durch 
den Ersteller und der eventuell später hö-
heren Wertigkeit der Immobilie ergeben.
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These 12
Die Risikoverteilung ist für die Bewertung  
eines Projektes im Wirtschaftlichkeitsvergleich 
wichtig.

Beim Vergleich der PPP-Variante mit der kon-
ventionellen Beschaffungsvariante muss 
ein Preis-/Leistungsvergleich erfolgen. Da-
bei müssen beispielsweise  auch die Ter-
min- und Kostenrisiken berücksichtigt wer-
den. Der reine Preisvergleich greift zu kurz.

Aus Bankensicht ist ein von den Endver-
brauchern zu entrichtendes Nutzungsent-
gelt risikoreicher als eine Gebühr der öf-
fentlichen Hand oder eine Forfaitierung der 
Forderungen unter Einredeverzicht der öf-
fentlichen Hand. Allerdings trägt diese Risi-
ken dann wieder der öffentliche Partner.

Fazit
Die Konstruktion eines PPP-Projektes soll-
te möglichst einfach sein und möglichst we-
nige Beteiligte umfassen. Dabei ist ange-
sichts der Komplexität der Projekte eine gute 
Beratung erforderlich. Die Erfolgsaussich-
ten erhöhen sich, wenn die nutzenden Insti-
tutionen die Projekte selbstständig durch-
führen können. Ohne eine weitestgehende 
Autonomie und freie Lösungsmöglichkei-
ten der Bildungseinrichtungen können PPP-
Modelle nicht sinnvoll angewandt werden.

Konstantin Kortmann 
Entwerfen und Energieeffizientes Bauen 

Fachbereich 15 Architektur 
Technische Universität Darmstadt 





Public-Private-Partnership-Projekte sorgen für nachhaltigen Erfolg. Deshalb
sollten Sie sowohl bei Planung, Finanzierung und Bau als auch beim Betrieb das
Know-how eines erfahrenen Partners nutzen. HOCHTIEF schafft Sicherheit für den
öffentlichen Sektor durch eine Full-Service-Lösung aus einer Hand. Die Experten
von HOCHTIEF Facility Management sind von Beginn an wichtiger Teil dieses starken
Teams. Wir begleiten öffentliche Immobilien durch ihren gesamten Lebenszyklus.
Durch unsere verlässlichen Analysen, laufenden Prozessoptimierungen und pro-
fessionellen Konzepte schaffen wir bleibende Werte. Besuchen Sie uns im Internet:  
www.hochtief-facilitymanagement.de

Gezielt optimieren. 
Nichts liegt näher,
als mit uns 
zu sprechen.
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